
U m w e l t b e z o g e n e  S t e l l u n g n a h m e n

im Sinne des § 3 Abs. 2 BauGB

zur Offenlage
zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes 

der Stadt Dormagen 

aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Dienstag, 20. Juni 2017 22:18
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Flächennutzungsplan- Entwurf 2017/ Zonser Heide

Sehr geehrte Frau Juszczak! 

Ich habe Einsicht in den möglichen Flächennutzungsplan 2017 genommen und bin entsetzt. 
Dormagen ist umgeben von Gewerbegebieten und Industrie, in den letzten Jahren sind viele neue 
Wohngebiete entstanden. 
Doch kann man beliebig lange beliebig viele Baugebiete ausweisen? 
Dabei sollte man auf Nachhaltigkeit achten; d.h. unsere Kinder bzw. Enkelkinder sollte man eine 
ähnliche Wohnqualität wie wir sie zur Zeit genießen auch zustehen. Das schließt die Erhaltung bzw. 
Schutz bestehender Natur- und Landschaftsschutzgebiete ein. Diese Gebiete brauchen eine 
Pufferzone für Flora und Fauna, um den Druck von diesem ohnehin kleinen Gebiet "Zonser Heide" 
zu nehmen. Auch Ackerflächen beheimaten viele hier selten gewordenen Tiere (Rebhuhn, Hase, 
Fasan, Lerche...), deren Lebensraum ständig weiter eingeschränkt wird. 
Die "Zonser Heide" ist Naherholungsgebiet für viele Menschen jeden Alters aus den 
verschiedensten Stadtteilen. 
Auf Grund der Nähe zum Natur- und Wasserschutzgebiet lehne ich die Ausweisung dieser Fläche als
"Allgemeiner 
Siedlungsbereich" strikt ab. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Donnerstag, 22. Juni 2017 09:50
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Flächennutzungsplan Dormagen Zons

Sehr geehrte Frau Juszuak, 

ich wende mich als Bürger von Zons und als Beschützer unser immer weniger werdenden Natur an 
Sie. Als ich davon gehört habe, dass noch ein Feld zu einem Wohnungsgebiet erschlossen wird ist 
mir der Kragen geplatzt. 

Es kann doch nicht sein, dass unsere kleine Zonser Heide (ein Naturschutzgebiet) immer weiter 
eingekesselt wird und diesen Baubelastungen ausgesetzt wird. Außerdem dient die Zonser Heide 
als Naherholungsgebiet für Stille Erholung. In Zons hat die Bürgeranhörung im Vorfeld des FNP die 
Bebauung des Westen von Zons als "allgemeinen Siedlungsbereich" abgelehnt. 

Wir möchten an die Mitarbeiter der Stadt Dormagen appelieren, dass die Erhaltung der 
Frischluftschneise und die Möglichkeit einer breiten Ost-West-Biotopvernetzung quer durch 
Dormagen zur Sicherung des Natur-und Artenschutzes und der Erholung als Ausgleichsflächen zu 
den umfangreichen Gewerbegebieten absolut Notwendig ist! 

Dormagen ist unsere Heimat und wir möchten, dass für unsere Kinder noch ein wenig Natur übrig 
bleibt. 

Mit freundlichen Grüßen 



1

Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Donnerstag, 22. Juni 2017 19:07
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Geplante Änderung Flächennutzungsplan für die Gemeinde 

Zons, Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Juszczak, 
mit einer Mischung aus Entsetzen und Verärgerung habe ich vor einigen Tagen erfahren, dass 
der existierende Flächennutzungsplan bezogen auf die Gemeinde Zons zu deutlichen 
Ungunsten der Natur geändert werden soll. DDer durch die Neubaugebiete der Stadt 
Dormagen entstehende Flächenverzehr ist kaum noch zu ertragen und auch nicht mehr zu 
rechtfertigen. Bestehende LLehhrstände sollten erst einmal genutzt werden. Zudem drängt 
sich der Eindruck auf, dass hier auf Kostenn der Natur Reibach erzielt werden soll. Ich lehne 
deutlich eine weitere Bebauung und Einschnitte für die Natur rund um die Zonser Heide ab, 
die schützenswerte Natur darf nicht weiter beschnitten werden. Das Naherhohlungsgebiet 
Zonser Heide leidet immer mehr, wie soll das denn noch weitergehen? Eine Befragung der 
Zonser Bürger im letzten Jahr hat eindeutig eine Ablehnung weiterer Bebauung und eine 
Ablehnung der Ausweisung als allgemeiner Siedlungsbereich ergeben, warum wird diese 
Entscheidung nicht respektiert?  

Mit meiner Meinung stehe ich im Übrigen nicht alleine dar, ich gehe davon aus, dass derzeit 
einige Mitbürger ebenfalls den Kontakt zu Ihnen suchen. Ich bitte Sie als ausführendes / 
planendes Organ ebenfalls darum, die Plläne noch einmal kritisch zu überdenken und zu 
versuchen, die Anliegen der bereits ansässigen Bevölkerung ernst zu nehmen! 

Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Samstag, 1. Juli 2017 19:22
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Argument gegen einen erweiterten Siedlungsbereich (ASB) 

nordwestlich Zonser Heide

Sehr geehrte Frau Juszczak,
wie ich dem Flächennutzungsplan Entwurf 2017 der Stadt Dormagen entnommen habe, wird im
Nordwesten der Zonser Heide ein weiteres Neubaugebiert geplant. Leider kann ich einer weiteren
Bebauung der empfindlichen Kulturlandschaft rund um die Zonser Heide nicht zustimmen. Dies
würde einen Wegfall für die Natur wertvoller freier Flächen bedeuten, die z.B. von seltenen Tierarten
wie dem Feldhasen zur Paarung genutzt werden. Zusätzlich würde eine Bebauung dieser Fläche auch
die Fluchtdistanz verschiedener Vogelarten wie z.B. der Feldlerche bedeuten, die dadurch auf längere
Sicht vermutlich aus dem Gebiet abwandern würden.

Der Erhalt der offenen Ackerflächen würde zudem einer Sicherung des Grundwassers und der
Grundwasserneubildung nach der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) bedeuten. Hier sei
auch auf das drohende Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland und das Land Nordrhein
Westfalen wegen der Überschreitung der Nitrat Grenzwerte im Grundwasser hingewiesen.

Gerade die Zonser Heide ist jedoch nicht nur für den Naturschutz und dem Erhalt der Artenvielfalt
entscheidend. Hinzu kommt noch, dass neben der Zonser Altstadt gerade die Zonser Heide als
Naherholungs und Ausflugsziel eine der Attraktionen von Zons ausmachen. Eine weitere Bebauung
würde, neben den bereits erwähnten nachteiligen Effekten für die Umwelt, auch eine erhöhte
Verkehrsbelastung des Gebietes mit sich bringen. Dies wiederum würde sich direkt negativ auf die
Attraktivität der Zonser Heide als Naherholungsgebiet auswirken.

Zuletzt möchte ich noch darauf hinweisen, dass es im Vorfeld des FNP bereits eine Bürgeranhörung
gegeben hat, die sich klar gegen eine weitere Bebauung ausgesprochen hat.
Mit freundlichen Grüßen,
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Samstag, 1. Juli 2017 16:18
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Einspruch gegen den FNP in Zons

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

ich wende mich als Bürger von Zons und als Hüter unser immer weniger werdenden Natur an Sie.  
Es kann ja nicht richtig sein das die letzte freie Fläche in Zons auch noch bebaut werden soll und 
dadurch schon alleine der Weg in die Zonser Heide nicht mehr die Erholung bietet wie bisher.  

Es kann doch nicht sein, dass unsere kleine Zonser Heide (ein Naturschutzgebiet) immer weiter 
eingekesselt und diesen Baubelastungen ausgesetzt wird. Außerdem dient die Zonser Heide als 
Naherholungsgebiet für Stille Erholung. In Zons hat die Bürgeranhörung im Vorfeld des FNP die 
Bebauung des Westen von Zons als "allgemeinen Siedlungsbereich" abgelehnt und dies sollte hier 
auch berücksichtigt werden. Man könnte es ja schon fast so auslegen als wäre eine Demokratie in 
Sachen Bürgerentscheid heutzutage nichts mehr Wert.  

Die Tiere in der Nähe der Zonser Heide brauchen einen Ausweichort (Ackerflächen) um sich auf 
dem Feld zu paaren und zurück zu ziehen. Mit dem Bau bzw. Siedlungsgebiet würde damit auch 
wieder ein Stück wegfallen. Zusätzlich dienen die Äcker noch als Grundwassersickerflächen und 
auch das sollte berücksichtigt werden um die aktuelle Grundwasserqualität nicht weiter zu 
beeinträchtigen.  Zum Thema Tiere möchte ich auch ein Beispiel anbringen um die Situation zu 
verdeutlichen.
http://www.biostation-neuss.de/betreuungsgebiete/naturschutzgebiete/hannepuetzheide-
martinsee/
Hier handelt es sich um die stark zu schützende Fledermaus die hier im Gebiet und vor allem auf 
dem Feld an der Zonser Heide welches Bebaut werden soll sehr aktiv ist.    

Ebenfalls möchten ich an die Mitarbeiter der Stadt Dormagen appellieren, dass die Erhaltung der 
Frischluftschneise und die Möglichkeit einer breiten Ost-West-Biotopvernetzung quer durch 
Dormagen zur Sicherung des Natur-und Artenschutzes und der Erholung als Ausgleichsflächen zu 
den umfangreichen Gewerbegebieten absolut Notwendig ist! 

Es gibt noch einen riesen Aspekt warum die Bebauung nicht stattfinden sollte und das ist der 
Verkehr in und um Zons. es sollte Ihnen bekannt sein das man als Anwohner von Zons nicht 
unbedingt noch mehr Pendler haben möchte da dies die ohnehin schon völlig überfüllte B9 noch 
weiter verstopfen würde. Der Zubringer um Morgendlich auf die A57 zu gelangen ist ebenfalls keine
gute Idee denn dort stehen Sie ebenfalls schon viel zu lange da ein reger Verkehr herrscht. Aus 
diesem weiteren Grund sollte Zons so bleiben wie es aktuell ist.  

Dormagen (Zons) ist unsere Heimat und wir möchten, dass für unsere Kinder noch ein wenig Natur 
übrig bleibt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Montag, 10. Juli 2017 14:44
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Flächennutzungsplan

Sehr geehrte Frau Juszcak! 
Ich habe erfahren, dass im aktuellen Flächennutzungsplan- Entwurf eine Fläche, die fast 
direkt an die Zonser Heide grenzt, als Siedlungsbereich ausgewiesen werden soll. 
Die Zonser Heide würde ihren Wert als Naherholungsgebiet für viele Menschen verlieren und 
auch auf die Rückzugsgebiete von Flora und Fauna würden der Druck nochmals zunehmen . 
Was bleibt übrig für Flora, Fauna und den Erholung suchenden Menschen, die heute mehr 
denn je auf solche "Oasen" angewiesen sind. Ich hoffe auf Ihr Einsehen. 
Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Dienstag, 11. Juli 2017 20:44
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Geplante Änderung des Flächennutzungsplanes für die 

Gemeinde Zons

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

ich habe in den vergangenen Tagen erfahren, dass der Siedlungsbereich nahe der Zonser 
Heide erweitert und somit zwangsläufig die Natur und die dort ansässigen Tiere in ihrem 
Lebensraum eingeschränkt werden sollen. 
Die geplante Änderung und die Ausweisung als allgemeiner Siedlungsbereich stößt nicht nur 
bei mir, sondern auch bei anderen Bürgern auf Unverständnis. Warum wurde denn eine 
Bürgeranhörung diesbezüglich veranstaltet, wenn im Nachgang die Bedenken und der 
eindeutige Wunsch, der bereits ansässigen Bürger, nicht ernst genommen werden. Es gibt 
weiterhin leer stehende Objekte in Zons, welche für geneigte Zuzügler eine tolle Option 
darstellen. Das Naherholungsgebiet Zonser Heide hat nicht nur für die Bevölkerung, sondern 
auch für die Natur eine große Bedeutung. Die geplante Bebauung würde erhebliche 
Einschränkungen bedeuten. 
Weder die Wirtschaftskraft noch die Arbeitsmarktsituation wird durch den Flächenverzehr 
(Neubaugebiete u. neue Gewerbeflächen) positiv beeinflusst. Zumal die Stadt es in den 
letzten Jahren nicht in ausreichenden Maße geschafft hat, kontinuierlich für ein Mitwachsen 
der wichtigen Infrastruktur zu sorgen (Kitas, Grundschulplätze, am Beispiel " Delhoven / 
Straberg"). Welche eigentlich primär die Zukunftsthemen sein sollten und eine solide Basis 
für die Entwicklung der Stadt darstellen sollte. Genau, wie der Schutz der Natur und somit 
u.a. der Zonser Heide, die 
viele Dormagener Familien als Naherholungsgebiet nutzen. 

Ich bitte, Sie die geplante Änderung kritisch zu bewerten und die gegebenen Fakten und 
Wünsche der Bevölkerung ernst zu nehmen. 

Herzlichen Dank um Voraus 

Viele Grüße 



1

Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Dienstag, 11. Juli 2017 21:49
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Vorentwurf des Flächennutzungsplans
Anlagen: Flur 9 Flurstück 108.pdf

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

in dem Vorentwurf des Flächennutzungsplans ist ein ca. 2.140 Quadratmeter großer Teil 
meines Grundstücks , in grüner Farbe dargestellt. Es geht um den an 
den westlichen Rand des Friedhofs angrenzenden Teil. Im Anhang finden Sie eine Grafik mit 
dem entsprechenden Ausschnitt des FNP-Vorentwurfs, auf dem ich den vorgenannten Teil 
meines Grundstücks mit blauen Linie umrandet habe. 

Ich bitte um Erläuterung, ob dieser Teil meines Grundstücks als Ausgleichsfläche für neu 
hinzugekommene Bebauungsfläche dienen soll und falls ja, für welche. Ansonsten bitte ich 
um Information, welche Bedeutung diese Farbdarstellung hat. 

Für alle Ihre Bemühungen bedanke ich mich im Voraus. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Mittwoch, 12. Juli 2017 22:02
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Fwd: Einspruch gegen den FNP in Zons

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

ich wende mich als Bürgerin von Zons und als Hüterin unser immer weniger werdenden Natur an 
Sie.  
Es darf nicht sein das die letzte freie Fläche in Zons auch noch bebaut wird und dadurch schon 
alleine der Weg in die Zonser Heide nicht mehr die Erholung bietet wie bisher.  

Es kann doch nicht sein, dass unsere kleine Zonser Heide (ein Naturschutzgebiet) immer weiter 
eingekesselt und diesen Baubelastungen ausgesetzt wird. Außerdem dient die Zonser Heide als 
Naherholungsgebiet für Stille Erholung. In Zons hat die Bürgeranhörung im Vorfeld des FNP die 
Bebauung des Westen von Zons als "allgemeinen Siedlungsbereich" abgelehnt und dies sollte hier 
auch berücksichtigt werden. Man könnte es ja schon fast so auslegen als wäre eine Demokratie in 
Sachen Bürgerentscheid heutzutage nichts mehr Wert.  

Die Tiere in der Nähe der Zonser Heide brauchen einen Ausweichort (Ackerflächen) um sich auf 
dem Feld zu paaren und zurück zu ziehen. Mit dem Bau bzw. Siedlungsgebiet würde damit auch 
wieder ein Stück wegfallen. Zusätzlich dienen die Äcker noch als Grundwassersickerflächen und 
auch das sollte berücksichtigt werden um die aktuelle Grundwasserqualität nicht weiter zu 
beeinträchtigen.  Zum Thema Tiere möchte ich auch ein Beispiel anbringen um die Situation zu 
verdeutlichen.
http://www.biostation-neuss.de/betreuungsgebiete/naturschutzgebiete/hannepuetzheide-
martinsee/
Hier handelt es sich um die stark zu schützende Fledermaus die hier im Gebiet und vor allem auf 
dem Feld an der Zonser Heide welches Bebaut werden soll sehr aktiv ist.    

Ebenfalls möchten ich an die Mitarbeiter der Stadt Dormagen appellieren, dass die Erhaltung der 
Frischluftschneise und die Möglichkeit einer breiten Ost-West-Biotopvernetzung quer durch 
Dormagen zur Sicherung des Natur-und Artenschutzes und der Erholung als Ausgleichsflächen zu 
den umfangreichen Gewerbegebieten absolut Notwendig ist! 

Es gibt noch einen riesen Aspekt warum die Bebauung nicht stattfinden sollte und das ist der 
Verkehr in und um Zons. es sollte Ihnen bekannt sein das man als Anwohner von Zons nicht 
unbedingt noch mehr Pendler haben möchte da dies die ohnehin schon völlig überfüllte B9 noch 
weiter verstopfen würde. Der Zubringer um Morgendlich auf die A57 zu gelangen ist ebenfalls keine
gute Idee denn dort stehen Sie ebenfalls schon viel zu lange da ein reger Verkehr herrscht. Aus 
diesem weiteren Grund sollte Zons so bleiben wie es aktuell ist.  

 



Einspruch gegen die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans (FNP) 
Dormagen 
Planungsbezirk Nordwest Ückerath/Nievenheim/Delrath 
 
Wir, die Bürgerinnen und Bürger der  deren 
Grundstücke direkt am Feld liegen, erheben hiermit Einspruch gegen die 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplans "Planungsbezirk Nordwest 
Ückerath/Nievenheim/Delrath" (vgl. u.a. 

) resp. die damit intendierte Bebauung des Feldes hinter 
unseren Grundstücken, und zwar aus mehreren Gründen. 
 
Als wir in den frühen 90-er Jahren hier gebaut haben, haben wir dies ganz 
bewusst getan, vor allem weil der Blick in die Natur, über die Weite der Felder 
bis zur Peripherie von Düsseldorf, einzigartig ist. Darin spiegelt sich genau 
das wider, was die Stadt Dormagen auf ihrer städtischen Homepage 
bezeichnet, wenn dort von einer "lebenswerten" Stadt gesprochen wird. Dies 
würde durch eine Bebauung der in der Neuaufstellung des FNP 
ausgewiesenen Ackerfläche verlorengehen; abseits des weiten Blicks in die 
Natur wäre es auch unabänderlich nicht mehr möglich, die Jahreszeiten mit 
den wechselnden Anbaufolgen und Arbeiten auf dem Feld zu verfolgen und 
ebenso die hier heimischen Tiere zu beobachten. Das wäre letztlich auch ein 
Stück Freiheitsberaubung, ein herber Wegfall des Erholungsaspektes, vor 
allem aber ein irreparabler Verlust der persönlichen Lebensfreude und der 
Lebensqualität, und das hätte folglich nichts mehr mit der propagierten 
"lebenswerten" Stadt Dormagen zu tun. Die gravierenden Folgen einer 
Realisierung der geplanten Bebauung würde eine große Gemeinschaft von 
Menschen betreffen, die Teil des Gemeinwohls der Stadt Dormagen sind. 
Auch das gilt es, in besonderer Weise zu bedenken. 
 
Seinerzeit, also vor dem Kauf unserer Grundstücke, war von der Verwaltung 
der Stadt Dormagen die Auskunft gegeben worden, dass hinter den hiesigen 
Grundstücken nicht gebaut werden würde. Guten Glaubens haben die hier 
wohnenden Menschen hunderttausende von Euros in den Kauf von 
Grundstücken und in die Errichtung oder den Kauf von Häusern investiert. 
Letztere, das sagen auch namhafte Immobilienmakler, würden durch eine 
Umsetzung der geplanten Bebauung auf dem Feld hinter der  
einen erheblichen Wertverlust erleiden. 
Die Stadt resp. die Verwaltung handelt hier aus zweifelhaften Gründen 
unbestreitbar gegen die Interessen derer, die eine Stadt letztlich ausmachen, 
nämlich die hier schon seit Jahrzehnten lebenden Menschen! Dies ist umso 
mehr in den Vordergrund zu rücken, als der erste Repräsentant dieser Stadt, 
Bürgermeister Erik Lierenfeld, eben genau das hervorgehoben hat mit seiner 
Aussage "Das Wertvollste einer Stadt sind ihre Menschen". Doch nun gegen 
diese Menschen zu opponieren, das lässt an der Ernsthaftigkeit dieser 
Aussage zweifeln. 
 
Ferner heißt es unmissverständlich in den, der Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplans vorangestellten Leitlinien auf Seite 17, dass es zwar 



um eine Stärkung des Wohnstandortes geht, aber eben auch um "den Erhalt 
der Wohnqualitäten in den bevorzugten Stadtquartieren und (um eine) 
Steigerung der Lebens- und Wohnqualität" sowie um eine "nachhaltige 
Sicherung einer gesunden Umwelt" und ebenso um eine "Qualifizierung der 
Freizeit- und Erholungsnutzung". Dies wird ergänzt durch den Hinweis auf 
Seite 25, nämlich den "Schutz und (die) Pflege von Natur/Naturschutz". 
Überdies wird in dem Papier auf Seite 39 dokumentiert, dass dem Feld hinter 
den Grundstücken an der Koniferenstraße eine sehr hohe agrarstrukturelle 
Standortbewertung zuzuschreiben ist und die intensiv genutzte Ackerfläche 
eine potenzielle Bedeutung für Feldvögel hat und es zu beachten gilt, dass 
die besagte Ackerfläche in unmittelbarer Nähe zum Wasserschutz- und 
Landschaftsschutzgebiet liegt, was per se eine geplante Versiegelung der 
Fläche resp. einer Bebauung zuwiderspricht und folglich eine solche in keiner 
Weise rechtfertigt. 
 
In Ergänzung dazu sei aus dem Protokoll der Auftaktveranstaltung zur 
Vorstellung der Neuaufstellung des FNP zitiert: "Grün- und Freiflächen seien 
nicht nur für die Naherholung von Bedeutung, sie haben auch einen großen 
Einfluss auf die landschaftlichen Qualitäten. Deshalb sei es auch wichtig, 
dass Naherholung und Naturschutz im Rahmen der Neuaufstellung des FNP 
ausgewogen berücksichtigt würden. Der Boden stelle Herrn Grimbach zufolge 
ein weiteres wesentliches Schutzgut dar. Dieser sei grundsätzlich nicht 
vermehrbar und im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung gebe es seitens 
des Bundes die Zielvorgabe, die Versiegelung des Bodens deutlich zu 
reduzieren. In Deutschland würde zurzeit allerdings immer noch die Größe 
von ca. 100 Fußballfeldern täglich neu versiegelt. Dass dieses Thema nicht in 
den Fokus gerückt sei, wurde auch schon bei dem Informations-Flyer zur 
Neuaufstellung des FNP deutlich. Boden, Natur und Artenschutz wären in 
diesem nur unzureichend behandelt." 

Diesen Ausführungen ist in vollem Umfang zuzustimmen; sie werden u.a. 
unterstützt durch elementare, volkswirtschaftliche Bedenken, u.a. hinsichtlich 
einer immensen Energieverschwendung. 
 
Wie jüngst in der Zeitung "Die Welt" vom 20.01.2016 dokumentiert ist, "muss 
radikal mit allen lieb gewordenen Legenden von den gesamtgesellschaftlichen 
Segnungen einer entfesselten Neubautätigkeit aufgeräumt werden." Dies 
insbesondere deshalb, da auch die Energierechnung zulasten jeglicher Art 
von Neubau ausfällt. (Vgl. dazu u.a. Daniel Fuhrhop, "Verbietet das Bauen!", 
Oekom Verlag, München, 2015) Vor allem am Stadtrand, wie hier geplant, 
"würde der Primärenergieverbrauch für ein Passivhaus ... auf 112, im Umland 
sogar auf 140 kWh pro Quadratmeter/Jahr emporschnellen." 
Fakt ist, so der Dortmunder Architekturprofessor Günther Moewes, "Alle 
Neubauten erhöhen das Bauvolumen und damit den Energiebedarf, auch 
Niedrigenergie- und Passivhäuser. Gesenkt werden kann der Energiebedarf 
grundsätzlich nur durch Vermeidung von Neubauten." 
"Die Vorstellung von der dezentralisierten, 'aufgelockerten', flächenintensiven 
Gartenstadt aus frei stehenden, begrünten Einfamilienhäuschen ist in 



mehrfacher Hinsicht antiökologisch", hatte schon Fundamentalkritiker 
Moewes gewarnt. Und er hatte es konkret begründet: "Sie ist energetisch 
falsch, nicht nur im Hinblick auf die zu hohen Transmissionsverluste infolge 
des zu hohen Außenwandanteils der frei stehenden Häuser, sondern auch im 
Hinblick auf Versorgungsgesichtspunkte, Transportverluste oder etwaige 
Wärmekraftkoppelung. Sie ist auch falsch hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
Verkehrserzeugung, Infrastrukturaufwand und Landschaftsverbrauch." 
 
Die Stadt Dormagen selbst bestätigt unter 

: "Jeden Tag werden in 
Deutschland mehr als 80 Hektar Freifläche für den Bau von Straßen, 
Siedlungen oder Gewerbegebieten verbraucht – davon rund 15 Hektar allein 
in Nordrhein-Westfalen. In den letzten 15 Jahren sind dadurch mehr als 1000 
Quadratkilometer landwirtschaftliche Nutzfläche in NRW verloren gegangen. 
„Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen durch Überbauung ist seit längerem 
eines der drängendsten Umweltprobleme in Deutschland“, machte Dr. Helmut 
Born, Vorstandsmitglied der Deutschen Stiftung Kulturlandschaft und 
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, deutlich. Nicht nur die 
zunehmende Versiegelung sei ein Problem. Die landwirtschaftlichen Flächen 
fehlten in Zukunft auch, wenn es darum gehe, die Herausforderungen der 
Welternährung und der Energiewende zu bewältigen. Gefordert sei daher 
eine intelligente und umweltschonende Flächenplanung, die den weiteren 
„Landfraß“ stoppe. Weniger Neubauten auf der „grünen Wiese“ und statt 
dessen eine stärkere Nutzung von Brachflächen in den oftmals verödenden 
Dorfkernen und Innenstädten – dieses Ziel hat sich die Landesregierung 
NRW auf die Fahne geschrieben. „Wir wollen den weiteren Flächenverbrauch 
bis 2020 auf fünf Hektar am Tag und langfristig gegen Null senken“, sagte 
Staatssekretär Udo Paschedag vom Landesministerium für Umwelt und 
Landwirtschaft. Die Stadt Dormagen möchte sich an diesem Projekt als 
flächensparende Kommune beteiligen." 
Fazit: Wenn die Stadt Dormagen ihre hier geäußerte Absicht auch tatsächlich 
verfolgen möchte, dann muss sie sich damit zwangsläufig auch gegen die 
geplante Bebauung auf der Ackerfläche hinter den an der  
liegenden Grundstücken aussprechen. 
 
Über die zuvor genannten Argumente hinaus ist folgendes zu bedenken, was 
ebenso gegen eine Bebauung spricht, die letztendlich auf Kosten der 
Gesundheit nicht nur der hier an der Koniferenstraße lebenden Bürgerinnen 
und Bürger geht, sondern zu Lasten aller hier lebenden Menschen. Dazu 
zählt neben einer Erhöhung des Lärmpotentials, die u.a. durch die stark 
befahrene, nahe gelegene Landstraße L380 gegeben ist, eine verstärkte 
Umweltverschmutzung durch eine zu erwartende Steigerung des 
Straßenverkehrs, weil viele zuziehende Menschen mit weiteren PKW 
zusätzlich Lärm, Abgase und Feinstäube produzieren, was auch, s.o., von 
dem Dortmunder Architekturprofessor Günther Moewes konstatiert wird. Es 
ist bekannt, dass die Verkehrssituation vor allem im Bereich der Landstraße 
380 und der davon abzweigenden Straßen katastrophal ist, u.a. bedingt 
dadurch, dass Nievenheim inzwischen der bevölkerungsmäßig größte 
Stadtteil ist. Die Planenden haben dieses Verkehrsaufkommen in keiner 
Weise berücksichtigt. Deshalb ist auch aus verkehrspolitischen Gründen eine 



weitere Bebauung abzulehnen. 
 
In einer Veröffentlichung der Stadt Dormagen, 

, heißt es zudem 
unmissverständlich:
"Eingriffe sind Veränderungen der Gestaltung oder Nutzung von Flächen, die 
die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das 
Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. Hierzu zählen unter 
anderem die Anlage neuer Wohngebiete, die Errichtung von Gebäuden oder 
auch die Anlage von Straßen. Bodenflächen werden versiegelt und 
Landschaftselemente wie Bäume, Wiesen oder Ackerflächen werden 
zerstört." Diese Zerstörung würde einhergehen mit einer Verschlechterung 
des Klimas und einem Verlust von "Genuss der Schönheit von Natur und 
Landschaft durch Erleben der Jahreszeiten", wie die Stadt Dormagen es 
beschreibt und damit genau dieselben Argumente wie wir gegen eine 
Realisierung der geplanten Bebauung vorbringt.  
Das Planungsvorhaben der Stadt Dormagen führt sich demnach durch ihre 
eigenen, hier zitierten Aussagen ad absurdum! 
 
Wenn schon das Wertvollste einer Stadt ihre Menschen sind, dann muss man 
sich um diese Menschen auch gebührend kümmern, sie unterstützen, 
dankbar sein, dass sie Dormagen als ihren Lebensmittelpunkt gewählt haben, 
und ihnen nicht mit Planungen wie der hier diskutierten Neuaufstellung des 
Flächennutzungsplan in den Rücken fallen. Wenn schon eine neue Bebauung 
geplant ist, dann sind andere Freiflächen zu eruieren, wo niemand in allen 
hier genannten Aspekten betroffen wäre. 
 
Aufgrund der von uns und ebenso von der Stadt Dormagen selbst (!) 
genannten Argumente ist eine Bebauung auf der Ackerfläche hinter den an 
der  gelegenen Grundstücken für das künftige Gemeinwohl 
die schlechteste aller Möglichkeiten. Ob sie überdies in allen Belangen 
geltendem Recht (auch EU-Recht) entsprechen würde, ist nicht belegt. 
 



Flächennutzungsplan 2017
Neues Baugebiet nordwestlich der Wilhelm Busch Straße
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Montag, 17. Juli 2017 10:05
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Entwurf FNP DOR - Erweiterung der Bebauung südlich 

Zonser Heide
Anlagen: FNP Baugebiet Neu.jpg

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

als wir 1976 an der Westseite der  gebaut haben, mußten wir 
stringente 

Auflagen berücksichtigen wegen des dort angrenzenden Landschaftsschutzgebietes (u.a. 
verringerte

Bautiefe, zum LSG hin abfallende Gebäude- und Grundstücksgestaltung etc.). Die Zonser 
Heide war 

- soweit uns bekannt - Naturschutzgebiet. Die in der Verlängerung der W.-Busch-Str. bereits 
vorhandenen

Sport- und Kleingartenanlagen sowie der Friedhof (im Wasserschutzgebiet!) mit dem 
entsprechenden

Verkehrsaufkommen waren bereits damals schon ein- gelinde gesagt - fragwürdiger Eingriff 
in den 

Landschafts- und Naturschutz um Zons. Zeitnah zum Neubau der "Märchen"-Siedlung wurde 
dann das 

o.g. Landschaftsschutzgebiet zurückgestuft und das Naturschutzgebiet "Zonser Heide" nach 
Westen 

zurückgestutzt - ein Narr wer Böses dabei denkt!  Nun soll auch noch das ehemalige 
Landschaftsschutzgebiet 

mit Bebauung zubetoniert werden mit entsprechendem Verlust an landwirtschaftlicher 
Nutzfläche, Freiraum 

für Fauna-Artenvielfalt und Bürgererholung sowie weiter erhöhtes Verkehrsaufkommen. 

Neubauflächen: Für wen eigentlich?! Wir bemerken hier im Nachbarschafts-Umfeld, dass 
immer mehr 

Hauseigentümer aus Alters- oder anderen Gründen ihr Domizil aufgeben, so dass 
Kaufinteressenten 

ausreichend zum Zuge kommen. Es wären auch nicht unsere Kinder, die - wie ein 
ortsansässiger Politiker 

einmal naiv formulierte - die hier Baugrund bräuchten, sondern wohl mittlerweile 
hauptsächlich Neubürger, 
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welche in Köln und Düsseldorf tätig sind und dann als Pendler noch den Autoverkehr in die 
Höhe treiben; 

die hiesigen Arbeitgeber sind gesundheitsfördernd allemal  auch per Fahrrad zu erreichen. 

Prinzipiell wäre aber eine unmittelbare Annäherung der Bebauung an die Zonser Heide - auch 
wenn

diese Ecke willkürlich offiziell aus dem Naturschutz herausgenommen wurde - trotzdem aus 
Landschafts- 

und Naturschutzgründen nicht zu vertreten; außerdem wird gerade dieser Bereich von vielen 
ortsansässigen

Bürgern als (u.a. sportliches) Naherholungsgebiet - auch mit ihren "Vierbeinern" - stark 
frequentiert.  

Ein versierter Landschafts-, Umwelt- und Tierschützer mit städtebaulichem und -marketing-
know-how

könnte wohl noch einige Argumente mehr zu der in jetziger Situation bereits stark unter 
gravierenden

Planungsfehlern leidenden Zollfeste Stadt Zons und ihrem Umfeld bringen als wir Laien. 

Zum Thema siehe auch Anlage: IW-Studie: "Am Bedarf vorbeigebaut -...". 

Aus den geschilderten Gründen wehren wir uns strikt gegen eine weitere 

Zubetonierung von Zons im Rahmen des Flächennutzungsplan-Entwurfs 

der Stadt Dormagen 2017 - Erweiterung der Bebauung südlich Zonser Heide.

Wir bitten um Eingangsbestätigung.

Mit freundlichen Grüßen 









                                                      Dormagen, den 
14.07.2017
Stadtverwaltung Dormagen

Frau Juszczak, Raum 0.28,
Matthias-Giesen-Str.
41539 Dormagen

Stellungnahme zum Flächennutzungsplan-Entwurf der Stadt Dormagen namens 
und im Auftrag der Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt (LNU NRW) 

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der südwestlich der Zonser Heide (Dormagen-Zons) vorgesehene Erweiterung des 
ASB stehen erhebliche Raumwiderstände entgegen. Es liegt auf der Hand, dass 
regionale Grünzüge vor allen Dingen im Großraum zwischen den Ballungsgebieten 
Neuss, Köln und Düsseldorf von Siedlungstätigkeiten freigehalten werden müssen, 
insbesondere, wenn sie einen hohen Schutzstatus haben. Hier wird eine Bebauung in 
unmittelbare Nähe zu einer geplanten Grünspange mit hohem Entwicklungspotential 
als Naturschutz- und Erholungsgebiet in Erwägung gezogen. Daher muss dem FNP-
Entwurf der Stadt Dormagen, aus den nachfolgend aufgeführten Gründen, 
entschieden widersprochen werden. 

Erweiterung des ASB südwestlich der Zonser Heide und die Folgen

Diese Planung findet (nach wie vor) nicht die Akzeptanz der Bürger. Sowohl in der 
Vergangenheit, als auch im letzten Jahr bei der Bürgeranhörung im Vorfeld zur FNP-
Aufstellung lehnten die Bürger die Überplanung dieses Gebietes einhellig ab. Bei der 
Bürgerinitiative im ersten Bauabschnitt wurde eine spontan zusammengetragene Liste 
von mehreren hundert Unterschriften eingereicht, um die eine Bebauung dieser 
wertvollen Sandäcker der ehemaligen Heide-Landschaft mit dem daran gebundenen 
Arteninventar zu verhindern. Statt der intensiven Bewirtschaftung, wurde zum Erhalt 
dieser typischen Sandäcker mit dem daran gebundenen Arten eine extensive 
Bewirtschaftung vorgeschlagen, um diese Halbkulturgesellschaft im Umfeld der 
mittelalterlichen Stadt Zons zu erhalten, bzw. als wertvolle Kulturlandschaft 
aufzuwerten. Zudem sollte die Erholungsfunktion des geplanten NSG „Zonser
Heide/Wahler Berg“ nicht noch weiter eingegrenzt werden. Die intensive städtische 
Überplanung ausgedehnter Sport- und Freizeitnutzung, stieß auf erbitterten 
Widerstand, da die Verkehrsbelastung unmittelbar durch die Wohngebiete führt. 
Hinzu kam die Planung eines Friedhofs, einer Kleingartenanlage und Tennisplätzen 
bis an die Waldgrenze der Zonser Heide. Der Ostsaum der Zonser Heide wurde so in 
der Vergangenheit städteplanerisch extrem zersiedelt. Eine weitere Verdichtung der 
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Bebauung im Westen würde nicht nur den Naherholungsbereich weiter entwerten, 
sondern hätte auch äußerst negative Auswirkungen auf eine geplante 
Biotopvernetzung und auf den Erhalt der Artenvielfalt des bestehenden FFH-Gebietes 
Wahler Berg, des NSG Zonser Heide mit der östlich gelegenen Rheinschleife FFH-
Gebiet Grind/Urdenbacher Kämpe zwischen Zons und Stürzelberg über den Rhein 
nach Düsseldorf. Die notwendigen Abstandsflächen und Fluchtdistanzen der Tiere zu 
den schützenswerten Bereichen werden nicht eingehalten und der wertvolle 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen zerstört. Schon jetzt zeigt sich, dass der erste 
Bauabschnitt (Märchensiedlung) zu nah an die Zonser Heide herangeführt wurde. Mit 
einer erweiterten Bebauung würde zudem die letzte Lücke um die Zonser Heide als 
Suchraum  für eine Biotopvernetzung geschlossen und eine weitere genetische 
Verinselung der Tier- und Pflanzenwelt in einer ohnehin schon strapazierten 
Kulturlandschaft geschaffen.

Beispiele des geschützten Arteninventars in der geplanten Zone

Am nördlichen Rand der Bebauung kommt z.B. in der Verlängerung des 
Wirtschaftsweges die Feldlerche vor (siehe nachfolgende Artenliste). Die 
Fluchtdistanz der Feldtiere wird durch eine Erweiterung der Bebauung in Richtung 
LSG/NSG drastisch verringert. Zerstört würde auch ein sogenannter „Rammelplatz“ 
(Jägersprache) des gefährdeten Feldhasen, der genau dort seit Jahrzehnten immer 
wieder angenommen wird. Die große Vielfalt der Tierpopulationen hängt mit der 
Nähe zum nördlich gelegenen Waldrand der „Zonser Heide“ und dem „NSG 
Martinsee“ zusammen. Die Tiere suchen Deckung, Schutz-, Wasser und Brutplätze. 
Auffällig ist sogar ein Vorkommen von Eisvögeln, die im westlich gelegenen 
Naturschutzgebiet „Martinsee“ erfolgreich brüten.  Die auf den Böden der 
Niederterrasse 3 (Sandäcker, Heidewald und offene Heidegesellschaften) 
vorkommenden Arten mit dem daran gebundenen genetischen Potential sind ebenfalls 
schützenswert und dulden keine weitere Versiegelung durch Bauland und 
Straßenanbindungen, sondern bedürfen einer umweltverträglichen 
landwirtschaftlichen Nutzung im Umfeld. Notwendig wäre sogar eine Erweiterung 
der Pufferzonen zum Erhalt der Kerngebiete um die gesamte Zonser Heide. Nur durch 
vorsorgende Maßnahmen wird eine Degradierung des genetischen Materials dieser 
"Insellagen" weitgehend ausgeschlossen. Der sehr allgemein formulierten Scoping-
Beitrag der Stadt geht dieser Problematik nicht hinreichend nach. 

Auf der im FNP-Entwurf vorgeschlagenen Fläche können dauerhaft folgende 
Pflanzen und Tiere  nachgewiesen werden:

Das Gebiet liegt im periodischen Überflugbereich der ost-westlichen Vogelzuglinie. 
Die Tiere orientieren sich offensichtlich an den dort vorliegenden großen 
Schutzgebieten Urdenbacher Kämpe/Grind/Zonser Heide-Martinsee/Nievenheimer 
See/Knechtstedener Wald nach Westen oder umgekehrt nach Osten. Während des 
Vogelzugs ist das o.a. Gebiet stärker frequentiert. Die nachfolgend aufgeführten 
Vogelarten sind jährlich dort anzutreffen:

Buntspecht (Dedrocopos major)
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Mittelspecht(Dendrocopos medius)
Dreizehenspecht (Picoides tridactylus)
Grünspecht (Picus viridis)
Eisvogel (Alcedo atthis) (!) – Hauptverbreitung am Martinsee
Waldohreule (Asio otus)
Waldkauz (Strix aluco) (!)
Bekassine (Gallinago gallinago) (!)
Fasan (Phasianus colchicus)
Rotmilan (Milvus milvus) (!)
Schwarzmilan (Milvus migrans) (!)
Baumfalke (Falco subbuteo)
Mäusebussard (Buteo buteo)Stockente (Anas platyrhynchos)
Graugans (Anser anser)
Nilgans (Alopochen aegyptiacus)
Gartenbaumläufer (Certhia brachydactyla)
Kleiber (Sitta europaea)
Zwergschnäpper (Ficedula parva)
Grüner Laubsänger (Phylloscopus cf. Trochiloides)
Mönchsgrasmücke (Sylvia atricapilla)
Feldlerche (Alauda arvensis)

Zu berücksichtigen sind hier vor allen Dingen planungsrelevante Arten mit 
verfahrenskritischen Vorkommen, wie z.B. die Bekassine (Gallinago gallinago), dem 
Rotmilan (Milvus milvus) und Schwarzmilan (Milvus migrans). Diese besonderen 
Arten können von der Biologischen Station des Rhein-Kreises Neus bestätigt werden. 
Die Bekassine wurde dort auch fotografisch dokumentiert. Sie wurde als Durchzügler 
mehrmals gesichtet und dokumentiert. Das Vorkommen der Eisvögel wird auch von 
den Anglern am Martinsee immer wieder bestätigt.

An den trockenwarmen, südlich gelegenen Wegrändern zur Heide, finden sich 
nachfolgend aufgeführte Pflanzen (RL = Rote Liste NRW): 

Nelken-Haferschmiele (Aira caryophyllea) - RL
Frühe Haferschmiele (Aira praecox)  - RL
Gemüse-Lauch (Allium oleraceum) - RL
Schlangel-Lauch (Allium scoirodoprasum) - RL
Gebräuchliche Ochsenzunge (Anchusa officinalis)
Gemeines Katzenpfötchen (Antennaria dioica) - RL
Gewöhnliches Ruchgras (Anthoxanthum odoratum)
Acker-Schmalwand (Arabidopsis thaliana) 
Kahle Gänsekresse (Arabis glabra) - RL
Acker-Steinsame (Buglossoides arvensis) - RL
Frühlings-Segge (Carex caryophyllea) - RL
Kornblume (Centaurea cyanus)
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Silbergras (Corynephorus canescens) - RL
Heide-Nelke (Dianthius deltoides) - RL 
Steifer Schöterich (Erysimum hieracifolium) - RL
Schafschwingel (Festuca ovina)
Kahles Ferkelkraut (Hypochoris glabra) - RL
Bauernsenf (Teesdalia nudicaulius) - RL

(siehe Anm.: 8)

Die gekennzeichneten Arten sind Pflanzen, die gefährdet oder sogar auf der Roten 
Liste NRW stehen. Die meisten dieser Pflanzen sind typische Vertreter der trockenen, 
mageren Sandäcker oder der Heiden.

Ausdehnung und Einschränkung der besonders schützenswerten Gebiete

Einer geplanten Biotopvernetzung des „FFH und NSG Wahler Berg“, ein 
hochsensibler Biotoptyp geschützter Bereich im Norden, steht zynischerweise die 
direkte Angrenzung an ein Industriegebiet (!) entgegen, dem man den gleichen (Flur-) 
Namen „Wahler Berg“ zugeordnet hat. Im Westen grenzt an das FFH-Gebiet die 
Bundesstraße B9, im Süden der Heideflächen würde eine geplante Erweiterung der 
potentiellen Bebauung den Freiraum um die Zonser Heide weiter einengen und im 
Osten zieht sich bereits ein durchgehender Sperrriegel aus Sportanlagen, 
Kleingartenanlagen und Friedhof, der die städtebauliche Zersiedlung und die Fehler 
der Vergangenheit deutlich macht. Eine weitere Zerstörung ist nicht hinnehmbar. So 
wurde die Grenze des Wasserschutzgebiets, die letztendlich auch zur Sicherung der 
Trinkwasserneubildung dienen sollte, willkürlich nach Westen verschoben, um damit 
planerisch die Voraussetzungen für ein erweitertes Baugebiet zu erreichen. Im 
gleichen Verfahren wurde auch die Landschaftsschutzgrenze im geänderten 
Landschaftsplan nach Westen verschoben. Mit der Ansiedlung eines großen 
landwirtschaftlichen Betriebes im Norden wurden ebenfalls Fakten geschaffen, die 
nicht zukunftsweisend sind und aus heutiger Sicht einer Biotopvernetzung der FFH-
Gebiete (Wahler Berg/Zonser Heide/Grind) diametral entgegen stehen. Die intensiv 
bearbeiteten landwirtschaftlichen Flächen grenzen im Norden ohne Pufferzone direkt 
an das NSG Zonser Heide. Auch hier wäre eine extensive Bewirtschaftung auf den 
landwirtschaftlichen Freiflächen die Voraussetzung, mittelfristig eine wesentliche 
Aufwertung dieser alten Kulturlandschaft um Zons zu erreichen und gleichzeitig das 
Trinkwassereinzugsgebiet für die Versorgung von Düsseldorf zum Wasserwerk 
(NBG) zu sichern. 

Gesetzliche Grundlagen

Die gesetzlichen Vorgaben zur Erhaltung des Erholungswertes sind eindeutig. 
Während die Wälder und Gebüsche trockener trockenwarmer Standorte (Westseite 
der Zonser Heide s.o.) und die offenen Binnensanddünen (FFH-Gebiet Wahler Berg 
und Teile der Zonser Heide)  a priori geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG bzw. 
42 LNatSchG NRW sind, ist weiterhin klar vermerkt, dass  die Sicherung und 
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Entwicklung von Natur und Landschaft (§1 BNatSchG § 13 LNatSchG NRW zu 
gewährleiten ist. Zudem ist der Schutz wild lebender Tiere, Pflanzen, ihrer 
Lebensräume, der biologischen Vielfalt einzuhalten (FFH-Richtlinie 92/43/EWG, 
Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, §§ 
1,23,30,32,33, 44, BNatSchG , § 2 ROG). Die Überplanung des angesprochenen ASB 
stellt daher einen wesentlichen Eingriff in die Landschaft dar. Dabei ist „die  
Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft sowie des 
Erholungswertes“ sicherzustellen (§1 BNatSchG, § 2 ROG). Weiterhin ist darauf zu 
achten, die Bewahrung von Naturlandschaften und historisch gewachsenen 
Kulturlandschaften vor Verunstaltung, Zersiedlung und sonstigen Beeinträchtigungen 
(§1 BNatSchG, § 2 ROG) sicherzustellen.

Weiterhin sollte eine Erweiterung der Bebauung südwestlich der „Zonser Heide“ 
wegen seiner Nähe zum Wasserschutzgebiet abgelehnt werden. Dieser 
Siedlungsbereich würde die Grundwassergleichen in Richtung Wasserschutzgebiet 
FFH- und NSG Grind bei Stürzelberg für die Stadt Düsseldorf überlagern. Es ist nicht 
auszuschließen, dass das landseitig gepumpte Trinkwasser der Niederrheinisch-
Bergischen Wasserwerke (NBG) beeinträchtigt wird. Dieses Wasserwerk ist für die 
Grundwasserversorgung von Düsseldorf bedeutsam. Es hat sich in der Vergangenheit 
schon häufig gezeigt, dass die Wasservorräte der bergischen Talsperren in extrem 
trockenen Sommermonaten knapp wurden und die Versorgung der Stadt  gefährdet 
war. Außerdem liegt wenige 100 Meter im Westen ein offenes Gewässer, die 
ehemalige Abgrabung „NSG Martinsee“. Der erhöhte  Freizeitdruck auf dieses 
Naturschutzgebiet durch die Nähe einer weiterer Bebauung stünde einer geordneten 
Bauplanung ebenfalls entgegen. Auswirkungen auf festgesetzte Wasserschutzgebiete 
und evtl. Auswirkungen auf die Einzugsgebiete von öffentlichen 
Trinkwassergewinnungsanlagen (§ 27 WHG), das Erreichen eines guten ökologischen 
Zustands/Potentials und eines guten chemischen Zustands der Oberflächengewässer 
(§ 29 WHG, Art. R WRRL) ist durch solche Baugebiete dauerhaft nicht gewährleistet. 
Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung (§§ 48,50,51,52 WHG) sind zudem 
wassergebundene, aufwändige Zufahrtsstraßen notwendig. Die 
Trinkwasserneubildung wird durch eine Erweiterung der Versiegelung deutlich 
verschlechtert.

Frischluftschneise und Entwicklung des angesprochenen Gebietes

Zu bemängeln ist auch, dass die Frischluftschneise (Ventilationsschneise) der 
vorherrschend aus Nordwest einfallenden Winddrift in Richtung Benrath/Düsseldorf 
weiter zugebaut wird. Ein Heidewald oder eine offene Heide mit extensiver 
Beweidung würden klimatisch die vornehmlich aus Südwest kommende Winddrift 
(ca. 220 Tage im Jahr) wesentlich besser gewährleisten. Planungen und Maßnahmen, 
die diese Aufgaben und Funktionen beeinträchtigen, sind grundsätzlich 
auszuschließen (Vermeidung von Beeinträchtigungen der Luft und des Klimas §1 
BNatSchG, §1 BlmSchG).

Die ursprüngliche Planung der Stadtverwaltung Dormagen, alternativ eine Bebauung 
an der Nordseite von Zons zu präjudizieren, kann von Seiten des Natur- und 
Landschaftsschutzes auch nur marginal begrüßt werden. Die kulturhistorisch 
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bedeutsamen Landschaftsbestandteile mit ihren spezifischen Sandböden müssen 
regeneriert und ökologisch entwickelt werden, insbesondere die Trockenrasen, Heide-
und Niederwaldreste. Sie sind als ASB abzulehnen. 
Landwirtschaftliche Nutzungen sollten in diesem Bereich „nach Umfang, Art und 
Intensität so betrieben werden, wie es zur Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung 
der Kulturlandschaft, ihrer Erholungseignung und zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen erforderlich ist“ (Zielvorgabe im GEP Entwurf, S. 25 o.). So muss 
in diesem Zusammenhang nochmals darauf hingewiesen werden, dass es vor allen 
Dingen die dort vorkommenden mageren Sandäcker sind, die wegen ihrer äußerst 
bedrohten Segetalflora einen besonderen Schutz einfordern. Bei der Darstellung 
gefährdeter Pflanzenarten und deren Beziehung zum Stickstoffgehalt am Standort 
zeigt sich, dass die Gefährdung der Arten anthropogener Heiden und Wiesen auf 
stickstoffarmen bis -ärmsten Standorten am höchsten ist.

Sinnvoll erscheint in diesem Zusammenhang die Entwicklung eines naturnahen 
Heidewalds. Die Anlage von standortgerechten Wäldern in der Nähe der 
vorgeschlagenen ASB-Flächenerweiterung oder die Einrichtung extensiv genutzter 
Weideflächen, würden der Planung einer Biotopvernetzung und Verbesserung des 
Erholungsgebietes entgegen kommen. Ausgleichsflächen, z.B. für die geplanten 
erweiterten Industriegebiete im Westen der Stadt könnten hier sinnvoll ausgeglichen 
werden. Der Schutz der typischen Heideflächen in Verbindung mit der 
mittelalterlichen Stadt Zons kann durch solche Planungen, Maßnahmen und 
Nutzungen extrem aufgewertet werden und eine wirklich positive Entwicklung dieser 
attraktiven Landschaftsteile für Tourismus und Naherholung möglich machen. 
Rückblick und Zusammenfassung

Leider sind in der Vergangenheit durch städtische Fehlplanungen schwerwiegende 
Fehler beim Schutz der Landschaft und einer landschaftsorientierten Erholung 
gemacht worden. Die intensive Ballung von Freizeitangeboten (Sportanlagen, 
Tennisplätzen, Kleingartenanlagen) und die Einrichtung eines Friedhofes in der 
Wasserschutzzone östlich der Zonser Heide, führte bei der Aufstellung des 
Bebauungsplanes durch die Stadt Dormagen zu großen Konflikten. Die Abwägung 
von raumrelevanten Nutzungsansprüchen wurde in keinerlei Hinsicht der 
Leistungsfähigkeit des westlich gelegenen Naturschutzgebietes und den 
landschaftlichen Gegebenheiten der Niederterrasse 3 angepasst.  Schon 1933 bemerkt 
der damalige Leiter des Staatlichen Kommissariats der  Landschaftsstelle Rheinland 
Prof. Dr. A. Steeger zu den südwestlich vorgelagerten Sandäckern der Zonser Heide, 
dass „es vom Standpunkt der Naturdenkmäler lebhaft zu bedauern wäre, wenn durch 
die völlige Umwandlung in Kulturland dieses hochbedeutsame geologische und 
floristisch interessante Gebiet der Binnenlanddünen zwischen Neuss und Zons ein 
Opfer von Bemühungen werden sollte, die in keinem Verhältnis zu dem erwarteten 
Erfolg stehen würden“.  Die Ausweisung eines Siedlungsbereiches im Westen des 
geplanten NSG würde, so auch die Ausführungen im Landschaftsplan Neuss, den jetzt 
erneut postulierten Entwicklungszielen des Flächennutzungsplans eindeutig zuwider 
laufen.

Die Verbindung der jetzigen FFH- und Naturschutzgebiete ist wegen ihres hohen 
Schutzstatus vorrangig, um die grundsätzlichen Bemühungen zum Erhalt von Natur 
und Landschaft nicht zu konterkarieren. Renaturierungsgebiete müssen zur Sicherung 
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und Stabilisierung der wertvollen Landschaftsteile und des gesamten Naturhaushaltes 
im planungsrechtlichen Bereich deutlich mehr berücksichtigt werden. Diese 
Planungsentscheidung ist insbesondere deswegen von großer Bedeutung, weil die  
Dormagener Stadtlandschaft im gesamten Kreisgebiet die höchste Diversität von 
Landschaftselementen aufweist. In der Nähe der großen Städte Neuss, Köln und 
Düsseldorf wird daher sehr gerne auch das Umfeld von Zons, u.a. über die 
Fährverbindung des Rheins, intensiv als Erholungsgebiet genutzt.

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist auf die Funktionsfähigkeit 
des Freiraumes als

Raum für die Land- und Forstwirtschaft,
Lebensraum für Pflanzen und Tiere,
Raum der ökologischen Vielfalt,
klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum,
Raum mit Bodenschutzfunktionen,
Raum mit bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktionen,
Erholungsraum,
Identifikationsraum als historisch gewachsene Kulturlandschaft und 
gliedernder Raum für Siedlungsbereiche und –gebiete

Rücksicht zu nehmen. Die verschiedenen Freiraumfunktionen sollen im Wege einer 
sachgerechten Abwägung im Einzelfall miteinander in Einklang gebracht werden.“
Fazit: Diese Raumwiderstände sind im angesprochenen Gebiet westlich von Zons 
deutlich nachweisbar. Daher ist die Überplanung als Vorratsfläche (ASB) 
absolut nicht zielführend.

Weitere FNP-Planungen innerhalb der Stadt Dormagen im Bereich von Stürzelberg 
u.a.m.

Das geplante Baugebiet (ASB) im Süden von Stürzelberg muss aus den gleichen 
schon beschriebenen Gründen abgelehnt werden. Auch hier wird in die 
Frischluftschneise und die freie Kulturlandschaft eingegriffen. Der Freiraum für 
zukünftige Biotopvernetzungen in Richtung FFH-Gebiet „Grind“ wird eingeschnürt. 
Eine bauliche Entwicklung nördlich von Zons wäre in diesem Zusammenhang 
sinnvoller. Allerdings stehen hier Abstandvorschriften zu landwirtschaftlichen 
Betrieben der Weiterentwicklung der ASB entgegen. Am Südrand von Stürzelberg 
kommen an den Ackerrändern, vergleichbar mit den Ackerrändern am Westsaum der 
Zonser Heide  seltene und schützenswerte Pflanzen- und Tierarten vor, die 
ausdrücklich in der Roten Liste NRW aufgeführt werden. So konnte aktuell im Juni 
z.B. die Kornrade (Agrostemna githago) an zwei Stellen des sandigen Ackerrandes 
nachgewiesen werden. Sie wird für ganz NRW als „ausgestorben“ oder „verschollen“ 
gemeldet. Dies zeigt deutlich, wie wichtig es ist, Kulturlandschaftsflächen im 
Hinblick auf eine zukünftige Erhaltung unseres Artenpotentials extensiv zu 
bewirtschaften und zu schützen.

Der Erweiterung des Malerviertels in Horrem stehen nur geringe Raumwiderstände 
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entgegen. Im Zuge der Ortsrandarrondierung ist eine Bebauung in der Zukunft 
naheliegend. Die ursprünglich dort befindliche „Horremer Heide“ ist durch die 
landwirtschaftliche Nutzung und Veränderung der Böden nicht mehr als Heidegebiet 
erkennbar. Charakteristische Tier- und Pflanzenarten der Heiden (oder der 
Sandböden) sind dort nicht mehr nachweisbar. Eine zukünftige Bebauung in der Nähe 
des Bahnanschlusses und der günstigen Verbindungen der ÖPNV ist daher planerisch 
sinnvoll.

Die Erweiterung der Gewerbegebiete bei St. Peter (Stürzelberg) und Delrath sind 
aus Sicht des Naturschutzes akzeptabel. Hier muss aber absolut ausgeschlossen 
werden, dass eine Beeinträchtigung des „FFH-Gebietes Wahler Berg“ durch das 
gleichnamige Industriegebiet „Wahler Berg“ ausgeschlossen wird. Einträge durch 
Emissionen (Kalkstäube u.a.) müssen absolut vermieden werden. Auch sind die 
Abstandsflächen und Übergangszonen entsprechend zu berücksichtigen. Auf der 
Westseite der Bundesstraße 9 ist bei der weiteren Überplanung eine Heckenpflanzung 
zur Abschirmung dringend geboten. Auf der Ostseite der B 9 sollten nach Absprache 
mit der Biologischen Station lichte Abstandsflächen eingeplant werden, um die 
offenen Trockenrasen möglichst zu erhalten.

Bei der weiteren Planung zur Ansiedlung der Gewerbegebiete ist darauf zu achten, 
dass sie mit einer entsprechenden Begrünung in die offene Landschaft eingegliedert 
werden. Bei den Ausgleichsmaßnahmen  sollten nicht nur Planer, sondern auch 
Biologen (z.B. die Biologische Station im Rhein-Kreis Neuss) zur Beratung 
herangezogen werden. Sicherzustellen ist eine adäquate Landschaftsgestaltung, die 
verhindern soll, dass die Dormagener Landschaft mit ihren (noch) wertvollen 
Bestandteilen, in Zukunft weniger als Industriegebiet wahrgenommen wird, sondern 
mehr als attraktives Wohnumfeld mit entsprechender Begrünung entwickelt wird. 
Eine Anschlussstelle an die Autobahn (A 57) bei Delrath mit entsprechender 
Abschirmung hätte den Vorteil einer direkten Anbindung an die Industriegebiete im 
Norden der Stadt und eine damit verbundene Entlastung der B 9.
Der Bebauung in Straberg ist nichts entgegenzuhalten. Die Ortsarrondierung macht 
Sinn, sobald die dort bestehende Hofanlage aufgegeben wird. Hier muss ein 
zukünftiger Bebauungsplan die empfindlichen Landschaftsbereiche im Umfeld 
sorgfältig berücksichtigen.

Dem ASB-Entwurf auf der Mittelterrasse in Gohr ist aus ökologischer Sicht nur 
wenig entgegen zu setzen. Abgesehen vom Verlust wertvoller Ackerböden (Löss als 
äolische Sediment - Ablagerung von Mineralstaub mit einer Fruchtbarkeit von +/- 80 
– 90 Punkten) ist hier vornehmlich auf die römischen Siedlungsreste aufmerksam zu 
machen, die dort an einigen Stellen großflächig vorkommen.

Der geplante ASB in Rheinfeld ist ebenfalls ein erheblicher Eingriff in eine 
bestehende, seit dem Mittelalter geprägte Kulturlandschaft, die in der holozänen 
Talaue des Rheins nacheiszeitlich entstanden ist. Der alte Siedlungskern muss bei 
einer weiteren Bebauung deutlich mit einer umgebenden Grünzone abgegrenzt 
werden.
Problematisch ist hier die erweiterte Bebauung in einem potentiellen 
Überflutungsgebiet bei zukünftig steigenden  Grundwasserständen. Die weitere 
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Besiedlung führt darüber hinaus in Zukunft zu einer stärkeren Verkehrsbelastung 
durch Berufspendler. Diese müssen zwangsläufig die schon stark frequentierte 
Bundesstraße 9 nutzen.

Mit freundlichen Grüßen 
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Stadtverwaltung Dormagen

Frau Juszczak, Raum 0.28,
Matthias-Giesen-Str.
41539 Dormagen

Stellungnahme zum Flächennutzungsplan-Entwurf der Stadt Dormagen 

Der südwestlich der Zonser Heide (Dormagen-Zons) vorgesehene Erweiterung des 
ASB stehen erhebliche Raumwiderstände entgegen. Da laut bestehender 
Grundsatzüberlegungen (s. GEP Entwurf Bd. IV., S. 3) „Regionale Grünzüge von 
Siedlungstätigkeiten freizuhalten“ sind und hier die Bebauung in die unmittelbare 
Nähe zu einem Naturschutzgebiet geplant wird, muss dieses Ansinnen kategorisch 
abgelehnt werden. 

Diese Planung findet (nach wie vor) im übrigen auch nicht die Akzeptanz der Bürger, 
die sich in der Vergangenheit bereits vehement gegen die Überplanung dieses 
Gebietes ausgesprochen haben. Bei dieser Bürgerinitiative wurde eine spontan 
zusammengetragene Liste von mehreren hundert Unterschriften eingereicht, um die 
Möglichkeit einer Rekultivierung dieser wertvollen Sandäcker der ehemaligen Heide-
Landschaft mit dem daran gebundenen Arteninventar offenzuhalten. Zudem sollte die 
Erholungsfunktion des geplanten NSG „Zonser Heide/Wahler Berg“ nicht noch 
weiter eingegrenzt werden, da dieses Gebiet im Ostteil schon ohnehin durch 
städtische Überplanung mit intensiver Sport- und Freizeitnutzung, bzw. Friedhof bis 
an die Waldgrenze der Zonser Heide eingekeilt wurde. Eine weitere Verdichtung der 
Bebauung in diesem Teil würde nicht nur den Naherholungsbereich weiter entwerten, 
sondern hätte auch äußerst negative Auswirkungen auf eine geplante 
Biotopvernetzung des bestehenden FFH-Gebietes Wahler Berg, des NSG Zonser 
Heide mit der östlich gelegenen Rheinschleife FFH-Gebiet Grind zwischen Zons und 
Stürzelberg. Die notwendigen Abstandsflächen werden nicht eingehalten. Statt dessen 
soll die Bebauung weiter an die Zonser Heide herangeführt werden. 

Einer geplanten Biotopvernetzung des FFH Wahler Bergs, immerhin ein hochgradig 
geschützter Bereich im Norden, steht absurderweise die direkte Angrenzung an ein 
Industriegebiet entgegen, im Westen grenzt die Bundesstraße 9, im Süden der 
Heideflächen würde eine geplante Erweiterung der potentiellen Bebauung den 
Freiraum weiter einengen und im Osten wurde diese Planung durch einen bereits 
bestehenden Sperrriegel aus Sportanlagen, Kleingartenanlagen und Friedhof, u.a.m. 
städtebaulich zersiedelt. Frischluftschneise und Wasserschutz (vor allen Dingen die 
Trinkwasserneubildung) wurden u.a. auch durch die Ansiedlung eines großen 
landwirtschaftlichen Betriebes nicht zukunftsweisend berücksichtigt. Die intensiv 
bearbeiteten landwirtschaftlichen Flächen grenzen im Norden direkt an das NSG 

1



Zonser Heide. 

Weiterhin sollte das Bebauungsgebiet südwestlich der „Zonser Heide“ auch wegen 
seiner unmittelbarer Nähe zum Wasserschutzgebiet abgelehnt werden. Hierzu wird im 
GEP-Entwurf in der Zielbeschreibung auf Seite 5 folgendes ausgeführt: „Werden
Siedlungsbereiche durch Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz 
überlagert, ist in der verbindlichen Bauleitplanung eine Grundwassergefährdung 
auszuschließen“.

Zudem wird die Frischluftschneise (Ventilationsschneise) der vorherrschend aus 
Nordwest einfallenden Winddrift in Richtung Benrath/Düsseldorf weiter zugebaut (s. 
dazu die Ausführungen GEP-Entwurf S. 19 unten). So heißt es auch in der 
Zielvorgabe 2 auf Seite 20, dass „Planungen und Maßnahmen, die diese Aufgaben 
und Funktionen beeinträchtigen, grundsätzlich auszuschließen sind“.

Die ursprüngliche Planung der Stadtverwaltung Dormagen, alternativ eine Bebauung 
an der Nordseite von Zons zu präjudizieren, kann von Seiten des Natur- und 
Landschaftsschutzes auch nur marginal begrüßt werden. Die kulturhistorisch 
bedeutsamen Landschaftsbestandteile mit ihren spezifischen Sandböden, die auf der 
Westseite regeneriert und entwickelt werden müssen (Trockenrasen, Heide- und 
Niederwaldreste), sind als ASB abzulehnen.

Landwirtschaftliche Nutzungen sollten in diesem Bereich „nach Umfang, Art und 
Intensität so betrieben werden, wie es zur Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung 
der Kulturlandschaft, ihrer Erholungseignung und zum Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen erforderlich ist“ (Zielvorgabe im GEP Entwurf, S. 25 o.). So muss 
in diesem Zusammenhang nochmals darauf hingewiesen werden, dass es vor allen 
Dingen die dort vorkommenden mageren Sandäcker sind, die wegen ihrer äußerst 
bedrohten Segetalflora einen besonderen Schutz einfordern. Bei der Darstellung 
gefährdeter Pflanzenarten und deren Beziehung zum Stickstoffgehalt am Standort 
zeigt sich, dass die Gefährdung der Arten anthropogener Heiden und Wiesen auf 
stickstoffarmen bis -ärmsten Standorten am höchsten ist.

Sinnvoll erscheint in diesem Zusammenhang auch die Forderung nach naturnahem 
(Heide-) Wald in der Zielvorgabe 2 auf Seite 28, in der es heißt, dass „besonders
dort, wo auf Dauer bedeutende Waldfunktionen erreicht werden können und wo die 
Funktion des regionalen Freiraumsystems (Anm.: hier in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Naturschutzgebiet) die naturnahe Entwicklung „durch die Anlage von 
standortgerechten Wäldern verbessert oder die Biotopvernetzung verstärkt werden 
kann.“ Weiterhin wird zum Schutz der Natur ausgeführt, dass „Planungen,
Maßnahmen und Nutzungen, die den Zustand oder die angestrebte Entwicklung 
dieser Landschaftsteile gefährden, zu unterlassen sind.“ (GEP Entwurf, Bd. IV., S. 
30 o.)

Leider sind in der Vergangenheit durch städtische Fehlplanungen schwerwiegende 
Fehler beim Schutz der Landschaft und einer landschaftsorientierten Erholung 
gemacht worden. Die intensive Ballung von Freizeitangeboten (Sportanlagen, 
Tennisplätzen, Kleingartenanlagen) und die Einrichtung eines Friedhofes in der 
Wasserschutzzone östlich der Zonser Heide, führte bei der Aufstellung des 

2



Bebauungsplanes durch die Stadt Dormagen zu großen Konflikten. Die Abwägung 
von raumrelevanten Nutzungsansprüchen wurde in keinerlei Hinsicht der 
Leistungsfähigkeit des westlich gelegenen Naturschutzgebietes und den 
landschaftlichen Gegebenheiten der Niederterrasse 3 angepasst. Schon 1933 bemerkt 
der damalige Leiter des Staatlichen Kommissariats der  Landschaftsstelle Rheinland 
Prof. Dr. A. Steeger zu den südwestlich vorgelagerten Sandäckern der Zonser Heide, 
dass „es vom Standpunkt der Naturdenkmäler lebhaft zu bedauern wäre, wenn durch 
die völlige Umwandlung in Kulturland dieses hochbedeutsame geologische und 
floristisch interessante Gebiet der Binnenlanddünen zwischen Neuss und Zons ein 
Opfer von Bemühungen werden sollte, die in keinem Verhältnis zu dem erwarteten 
Erfolg stehen würden“.  Die Ausweisung eines Siedlungsbereiches im Westen des 
geplanten NSG würde, so auch die Ausführungen im Landschaftsplan Neuss, den jetzt 
erneut postulierten Entwicklungszielen des des Flächennutzungsplans eindeutig 
zuwider laufen. 

Begrüßenswert ist in der Gesamtbilanz des GEP-Entwurfs die klare Festlegung 
großer, zusammenhängender Naturschutzgebiete (oder zu entwickelnder 
Renaturierungsgebiete), die die Sicherung und Stabilisierung der wertvollen 
Landschaftsteile und des Naturhaushaltes erstmals, zumindest im planungsrechtlichen 
Bereich möglich macht. Diese Planungsentscheidung ist insbesondere deswegen 
sicherzustellen, weil die  Dormagener Stadtlandschaft im gesamten Kreisgebiet die 
höchste Diversität von Landschaftselementen aufweist, die in der Nähe der großen 
Städte Neuss, Köln und Düsseldorf als nahegelegene Erholungsgebiete besonders 
schützenswert sind.

Zusammenfassend muss aus dem Regionalplan und dem FNP-Entwurf für 
diesen Bereich folgendes Fazit gezogen werden:

„Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist auf die 
Funktionsfähigkeit des Freiraumes als

Raum für die Land- und Forstwirtschaft,
Lebensraum für Pflanzen und Tiere,
Raum der ökologischen Vielfalt,
klimatischer und lufthygienischer Ausgleichsraum,
Raum mit Bodenschutzfunktionen,
Raum mit bedeutsamen wasserwirtschaftlichen Funktionen,
Erholungsraum,
Identifikationsraum als historisch gewachsene Kulturlandschaft und 
gliedernder Raum für Siedlungsbereiche und –gebiete

Rücksicht zu nehmen. Die verschiedenen Freiraumfunktionen sollen im Wege einer 
sachgerechten Abwägung im Einzelfall miteinander in Einklang gebracht werden.“

Diese Raumwiderstände sind im angesprochenen Gebiet voll und ganz gegeben. 
Daher ist die Überplanung als Vorratsfläche (ASB) absolut nicht zielführend.

Das geplante Baugebiet (ASB) im Süden von Stürzelberg muss aus den gleichen 
schon beschriebenen Gründen abgelehnt werden. Auch hier wird in die 
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Frischluftschneise und die freie Kulturlandschaft eingegriffen. Der Freiraum für 
zukünftige Biotopvernetzungen in Richtung FFH-Gebiet „Grind“ wird eingeschnürt. 
Eine bauliche Entwicklung nördlich von Zons wäre in diesem Zusammenhang 
sinnvoller. Allerdings stehen hier Abstandvorschriften zu landwirtschaftlichen 
Betrieben der Weiterentwicklung der ASB entgegen. Am Südrand von Stürzelberg 
kommen an den Ackerrändern, vergleichbar mit den Ackerrändern am Westsaum der 
Zonser Heide  seltene und schützenswerte Pflanzen- und Tierarten vor, die 
ausdrücklich in der Roten Liste NRW aufgeführt werden. So konnte aktuell im Juni 
z.B. die Kornrade (Agrostemna githago) an zwei Stellen des sandigen Ackerrandes 
nachgewiesen werden. Sie wird für ganz NRW als „ausgestorben“ oder „verschollen“ 
gemeldet. Dies zeigt deutlich, wie wichtig es ist , Kulturlandschaftsflächen im 
Hinblick auf eine zukünftige Erhaltung unseres Artenpotentials extensiv zu 
bewirtschaften und zu schützen.

Der Erweiterung des Malerviertels in Horrem stehen nur geringe Raumwiderstände 
entgegen. Im Zuge der Ortsrandarrondierung ist eine Bebauung in der Zukunft 
naheliegend. Die ursprünglich dort befindliche „Horremer Heide“ ist durch die 
landwirtschaftliche Nutzung und Veränderung der Böden nicht mehr als Heidegebiet 
erkennbar. Charakteristische Tier- und Pflanzenarten der Heiden (oder der 
Sandböden) sind dort nicht mehr nachweisbar. Eine zukünftige Bebauung in der Nähe 
des Bahnanschlusses und der günstigen Verbindungen der ÖPNV ist daher planerisch 
sinnvoll.

Die Erweiterung der Gewerbegebiete bei St. Peter (Stürzelberg) und Delrath sind 
aus Sicht des Naturschutzes akzeptabel. Hier muss aber absolut ausgeschlossen 
werden, dass eine Beeinträchtigung des „FFH-Gebietes Wahler Berg“ durch das 
gleichnamige Industriegebiet „Wahler Berg“ ausgeschlossen wird. Einträge durch 
Emissionen müssen absolut vermieden werden. Auch müssen die Abstandsflächen  
und Übergangszonen entsprechend berücksichtigt werden. Auf der Westseite der 
Bundesstraße 9 ist bei der weiteren Überplanung eine Heckenpflanzung zur 
Abschirmung dringend geboten. Auf der Ostseite der B 9 sollten nach Absprache mit 
der Biologischen Station lichte Abstandsflächen eingeplant werden, um die offenen 
Trockenrasen zu erhalten.

Bei der weiteren Planung zur Ansiedlung der Gewerbegebiete ist darauf zu achten, 
dass sie mit einer entsprechenden Begrünung in die offene Landschaft eingefügt 
werden. Bei den Ausgleichsmaßnahmen  sollten nicht nur Planer, sondern auch 
Biologen (z.B. die Biologische Station im Rhein-Kreis Neuss) zur Beratung 
herangezogen werden. Sicherzustellen ist eine adäquate Landschaftsgestaltung, die 
verhindern soll, dass die Dormagener Landschaft mit ihren (noch) wertvollen 
Bestandteilen zu sehr als Industriegebiet wahrgenommen wird und in Zukunft mehr 
als attraktives Wohnumfeld entwickelt wird. Eine Anschlussstelle an die Autobahn (A 
57) bei Delrath mit entsprechender Begrünung hätte den Vorteil einer direkten 
Anbindung an die Industriegebiete im Norden der Stadt und eine damit verbundene 
Entlastung der B 9.

Der Bebauung in Straberg ist nichts entgegenzuhalten. Die Ortsarrondierung macht 
Sinn, sobald die dort bestehende Hofanlage aufgegeben wird. Hier muss ein 
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zukünftiger Bebauungsplan die empfindlichen Landschaftsbereiche im Umfeld 
sorgfältig berücksichtigen.

Dem ASB-Entwurf auf der Mittelterrasse in Gohr ist aus ökologischer Sicht nur 
wenig entgegen zu setzen. Abgesehen vom Verlust wertvoller Ackerböden (Löss als 
äolische Sediment - Ablagerung von Mineralstaub mit einer Fruchtbarkeit von +/- 80 
– 90 Punkten) ist hier vornehmlich auf die römischen Siedlungsreste aufmerksam zu 
machen, die dort großflächig vorkommen.

Der geplante ASB in Rheinfeld ist ebenfalls ein erheblicher Eingriff in eine 
bestehende, seit dem Mittelalter geprägte Kulturlandschaft, die in der holozänen 
Talaue des Rheins nacheiszeitlich entstanden ist. Der alte Siedlungskern muss bei 
einer weiteren Bebauung deutlich mit einer umgebenden Grünzone abgegrenzt 
werden.
Problematisch ist hier die erweiterte Bebauung in einem potentiellen 
Überflutungsgebiet bei zukünftig steigenden  Grundwasserständen. Die weitere 
Besiedlung führt in Zukunft zu einer stärkeren Verkehrsbelastung durch 
Berufspendler. Diese müssen zwangsläufig die schon stark frequentierte Bundesstraße 
9 nutzen.

Mit freundlichen Grüßen 

Anlage:

Den bisherigen Stand der Argumentation der „Aktionsgemeinschaft für 
Landschafts- und Naturschutz in Dormagen-Zons“  füge ich diesem Schreiben bei.
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Flächennutzungsplan Entwurf der Stadt Dormagen 2017

Geplanter Siedlungsbereich ( Flächennutzungsplan Entwurf )
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Worum geht es...? Wie kann ich als Bürger meine Meinung
artikulieren und Einfluss auf die zukünftige Landschaftsplanung
nehmen?

Ansprechpartnerin bei der Stadt Dormagen

Stellungnahmen

Erläuterungen zum Flächennutzungsplan (FNP):

Flächennutzungsplan = (vorbereitender Bauleitplanung) =

Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde

Flächen, die zur Bebauung vorgesehen sind, untergliedert nach 
Nutzungsarten: Wohnbauflächen (W), gemischte Gebiete (M), gewerbliche 
Bauflächen (G), Sonderbauflächen (S)

Flächen für Versorgungsanlagen, Gemeinschaftseinrichtungen (z.B. 
Kläranlage, Umspannwerk, Kirche, Sportplatz, Kultureinrichtungen)

überörtliche Verkehrsflächen (Autobahnen, Bundesstraßen, Ausfallstraßen)

Grünflächen (z. B. Parks, Kleingärten, Sportplätze, Friedhöfe)

Wasserflächen (z. B. Seen, Häfen, Hochwasserschutzanlagen)

Landwirtschaftliche Flächen und Wald

Flächen für Nutzungsbeschränkungen (z. B. Abstandsflächen)

Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und zur Gewinnung von 
Bodenschätzen

Flächen zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft

Allgemeines Statement:
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Zu beachten ist, dass Landschaftsschutz, Wasserschutz, Bodenschutz,
Natur und Artenschutz nicht allein die Aufgabe der Naturschutzverbände
sein können, sondern von allen Bürgern intensive Unterstützung
einfordert!

Stadt Zons, in absoluter Verbindung
mit der weiter zu entwickelnden und schützenswerten, offenen
Kulturlandschaft der Zonser Heide verknüpfen

„flächensparende Kommune“

Heute müssen wir die Natur vor demMenschen schützen.

Nur so können
wir Naturschutz, Naherholung undWohnqualität im Umfeld unserer
Arbeitsplätze sichern.

Planungen der Stadt Dormagen für die zukünftige
Stadtentwicklung:

„Integrierte Entwicklungskonzept“
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wie problematisch der Verlust von
Kulturlandschaft ist ein
weiterer Siedlungsbereich in dieser schützenswerten Randzone eine
Biotopvernetzungen quer durch die Dormagener Landschaft deutlich
verschlechtern würde.
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Argumente gegen einen erweiterten Siedlungsbereich (ASB)
nordwestlich der Zonser Heide:

„Aktionsgemeinschaft für Landschafts und Naturschutz in
Dormagen Zons“ gegen

Allgemeine Daten:

Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik

Deutschen Umweltrat

Bundesministerin Angela Merkel
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Herr Kress

Bebauung Zons West

Der Erschließung stehen gravierende
Gründe des Landschafts , Natur , Grundwasser und Denkmalschutzes
entgegen

Das „Rheinische Rothenburg“ wird
durch solche massiven Neubaugebiete mehr und mehr zu einem
gesichtslosen Vorort von Dormagen degradiert.
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Die Funktionen eines
Naturschutzgebietes würden dadurch nachdrücklich gestört
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Im Osten der Zonser Heide wurden aus städtebaulicher Sicht schon
gravierende Planungsfehler durch eine zu intensive Überplanung
durchgeführt

Die „Zonser Heide“ findet vor allen Dingen mit ihrer vorgelagerten,
offenen Feldflur eine hohe Akzeptanz bei den erholungssuchenden
Menschen nicht nur in Zons.

Dies ist im rein agrarisch genutztem Norden
zwischen Zons und Stürzelberg nicht der Fall

kaum

wohlhabende Städter
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Ein Baugebiet in dieser Größenordnung für jeden Ortsteil zu fordern

wäre ein Skandal, angesichts der knappen Landschaftsressourcen über
die man im unmittelbaren Umfeld der großen Städte, Düsseldorf, Neuss
und Köln noch verfügt

a) Der Anreiz zur Übernahme bestehender Bausubstanz durch junge
Familien wird steuerlich leider nicht gefördert
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Naherholungsgebiete nach den Vorgaben des Landes von 2% auf
10% erhöht werden. Genau das Gegenteil ist der Fall.

h)

Zusammenfassendmuss aus dem Regionalplan folgendes Fazit gezogen
werden:

Diese Raumwiderstände sind im angesprochenen Gebiet voll und ganz
gegeben. Daher ist die Überplanung als Vorratsfläche (ASB) in diesem

10



Gebiet westlich von Dormagen Zons absolut nicht zielführend.

„Aktionsgemeinschaft für
Landschafts und Naturschutz in Dormagen Zons“

11
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Samstag, 8. Juli 2017 11:29
An: Roland Mertens; Alexander Richartz; Denise & Jörg Brester; 

BUND Josef Mauth; Haus der Natur; Gernot Göbert; 
ingeborg.arndt@bund.net; Juszczak, Alexandra; Nachtwey, 
Gregor; Landesbüro Naturschutz NRW; 
<rolf.behrens@bund.net>; Rainer Lechner; Karl Wittmer VN 
Bot. AG; Fels, Dennis; Franziska Gräfe; Ulrich Hüsch; 
Schlimgen, Harald; Martin und Anna Pehe; Ulrich Schmitz; 
uwe bolz; Lierenfeld, Erik

Betreff: Wachstum - Baum oder Baustelle - Geld - Süddeutsche.de 
vom 06. Juli 2017

Einwände gegen den bestimmte Vorhaben im Entwurf zum Flächennutzungsplan der 
Stadt Dormagen - Erweiterung des Bebauungsgebiets südlich der Zonser Heide 
(Eingrenzung der Biotopvernetzung)

Liebe Natur- und Landschaftsschützer, 

anbei ein aktueller Artikel aus der Süddeutschen Zeitung (SZ) vom 06.07.2017, der die 
Bedenken, Sorgen und Anregungen der Bürger zum geplanten Entwurf des FNP zu 100 % 
deutlich macht.  
Hier wird am Beispiel von Hamburg sogar von einem „Volksbegehren“ gesprochen, dass über 
die Umweltverbände eingebracht werden soll, weil es als Fehlentwicklung in vielen 
Ballungsgebieten Deutschlands gesehen wird. 

Wir haben in Dormagen tatsächlich in massiver Form die gleichen Probleme. Viele 
Ausgleichsflächen sind Makulatur und „statistische Ausgleichsmaßnahmen“, die den 
eigentlichen Sinn (Ersatz für verlorene Flächen) verfehlen. 

Unsere Kulturlandschaft wird so immer weiter degradiert und verkommt zu einer 
„gesichtslosen Industrielandschaft". Dabei sind (Zitat) “die Grünflächen und Äcker dringend 
nötig, ob für Natur, Klimaschutz,
Erholung oder regionale Lebensmittel“. Das gilt insbesondere für Dormagen und Umgebung 
im Umfeld der großen Städte, Neuss, Düsseldorf und Köln. 

Daher appellieren wir an alle verantwortungsvollen Politiker, unsere Bedenken Ernst zu 
nehmen, auch als Mahnung für die Zukunft. Nur wenige Reste unserer heimischen Landschaft 
sind noch erhalten und diese haben
immerhin nicht umsonst in Teilen den FFH-Status bekommen. 

„Geld oder Erhalt unserer Landschaftsressourcen“ - hier muss ein klares Bekenntnis erfolgen, 
um Schaden für Natur und Landschaft auch für die nachfolgenden Generationen abzuwenden.

Mit herzlichen Grüßen 

N orbert Grim ba ch

http://www.sueddeutsche.de/geld/wachstum-baum-oder-baustelle-1.3575958
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Wachstum - Baum oder Baustelle 

6. Juli 2017, 18:54 Uhr  

Wachstum Baum oder Baustelle
Das v erk nüpfte B
angezeigt werden
Mög licherweise w
Datei verschoben
oder gelöscht. St
sicher, dass die V
auf die ko rrekte 
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Bauboom bei Düsseldorf: Äcker und Wiesen müssen Einfamilienhäusern und 
Doppelhaushälften weichen. 

(Foto: mauritius images / Westend61 / Guntmar Fritz)  

Immer mehr Bürger stellen die Wachstumsziele der Städte in Frage. 
Naturschutzverbände planen jetzt sogar Volksinitiativen gegen die weitere Bebauung 
von Grünflächen. 

Von Sabine Richter

Die Metropolen in Deutschland wachsen und wachsen. Wie aus einer Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln (IW) hervorgeht, können Großstädte ab 500 000 Einwohnern und 
Ballungsräume im Gegensatz zu ländlichen Gebieten mit einem deutlichen Plus an 
Neubürgern rechnen. Das Ausmaß der Binnenwanderung hat selbst Experten überrascht. Was 
das für die Belastung der Infrastruktur bedeutet, ist überall zu beobachten. Und weil zwar 
gebaut wird, aber nie genug, nimmt der Wohnungsmangel zu, und die Mieten steigen. Immer 
mehr Bewohner äußern ihre Bedenken, dass jedes freie Fleckchen, jedes Stückchen Grün 
zugebaut wird. Sie stellen die Wachstumsziele der Städte generell infrage. 

Die Planungsreferate und Bauträger haben sich mittlerweile daran gewöhnt: Überall, wo neue 
Wohnungen entstehen sollen, regt sich Widerstand. Mithilfe von Unterschriftensammlungen 
und Rechtsanwälten kämpfen Bürger vehement gegen kleine wie große Projekte sowie 
städtebauliche Entwicklungen - obwohl die Bürgerbeteiligung in den Planungsprozessen eine 
immer größere Rolle spielt. Zum Beispiel in Hamburg: Dort hatten massive Bürgerproteste 
bewirkt, dass die Bayerische Hausbau die maroden Esso-Häuser auf St. Pauli nicht wie 
geplant durch neue Eigentumswohnungen und Gewerbeimmobilien ersetzen konnten. Erst 
nach einem aufwendigen Bürgerbeteiligungsverfahren, das die Hamburger Steuerzahler 250 
000 Euro kostete, wurde im vergangenen Jahr ein Kompromiss erzielt. Die Bayern verloren 
drei Jahre, mussten ihr Konzept grundlegend ändern und teure Zugeständnisse machen. Gegen 
ein weiteres Großprojekt, das riesige Einkaufszentrum in der Hafencity von Unibail 
Rodamco, formierte sich spät, aber um so nachdrücklicher der Protest der Bürger. Inzwischen 
wurde ein Eilantrag gegen die Genehmigung der Baugrube für das südliche 
Überseequartier eingereicht. 

"Es wird dazu kommen, dass Münchens letzter Quadratmeter zugebaut 
wird."

Der Protest gegen neue Vorhaben stößt bei manchen auf nur wenig Verständnis. Der 
ehemalige Hamburger Bürgermeister Ole von Beust schreibt von einer 
Verhinderungsdemokratie und Hamburgs scheidender Oberbaudirektor Jörn Walter klagte, 
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dass es immer schwieriger werde, architektonisch Außergewöhnliches zu planen. Die 
Elbphilharmonie und die Hafencity (vom damaligen Bürgermeister Voscherau im Geheimen 
geplant) hätte es, da sind sich Immobilienexperten einig, nicht gegeben, wenn man die 
Hamburger um ihre Meinung gebeten hätte. 

Es sind aber keineswegs nur Partikularinteressen von betroffenen Anwohnern, die hinter der 
zunehmenden Wachstumsskepsis stehen. Naturschutzverbände protestieren gegen das ihrer 
Meinung nach planlose Wachsen der Städte ohne Rücksicht auf die Natur. In Hamburg startet 
noch in diesen Jahr eine Volksinitiative als Vorbereitung für einen Volksentscheid gegen die 
weitere Bebauung von städtischen Grünflächen mit Wohnungen. Die Initiative "Hamburgs 
Grün erhalten" will das städtische Grün nach Fläche, Volumen und Naturwert mindestens 
erhalten. Das heißt, es sollen keine Naturflächen mehr bebaut werden dürfen, wenn nicht an 
anderer Stelle im gleichen Umfang neues Grün durch Renaturierung entsteht. 

Der Naturschutzbund Deutschland (Nabu) will den Protest professionell organisieren, 
Bündnispartner werden gesucht. Der Erfolg scheint sicher zu sein. Bei mehr als 20 000 
Mitgliedern dürfte es nur eine Frage von Tagen sein, die nötigen 10 000 Unterschriften 
zusammenzubekommen. Mithilfe anderer Umweltschutzverbände dürfte auch die Hürde von 
60 000 Unterschriften für ein Volksbegehren locker genommen werden. Hamburgs Grün- und 
Baumverluste haben sich durch den Wohnungsbau gerade in den vergangenen fünf Jahren 
zugespitzt, so der Nabu. Allein zwischen 2011 und 2016 wurden 246 Hektar Grünflächen für 
Neubauten verbraucht, es gab insgesamt 110 Bebauungspläne. Fast 2900 Bäume sind dadurch 
aus dem Stadtbild verschwunden. Auch die weiteren Pläne des Senats hätten eine 
"dramatische Dimension", sagte der Nabu-Vorsitzende Alexander Porschke, früherer 
Umweltsenator der Stadt. Für den neuen Stadtteil Oberbillwerder würden 100 Hektar 
landwirtschaftliche Fläche gebraucht, für das Gebiet Fischbeker Reethen 80 Hektar. 

Das vom Senat geförderte Wachstum der Stadt sei kein Wert an sich, es führe zur Überlastung 
von Infrastruktur und Natur, während die Peripherien ausbluteten, sagt Porschke und fordert 
mehr Zusammenarbeit mit den Nachbarländern. "Da wird Husum die Windmesse nicht 
gegönnt und Wilhelmshaven nicht der Jade-Weser-Port. Damit zerstört Hamburg seine 
Lebensqualität und Attraktivität." 

Auch in München schlägt der Bund Naturschutz (BN) angesichts neuer Prognosen, dass die 
Stadt bis 2035 noch viel stärker als bisher erwartet wachsen wird, Alarm. Christian Hierneis, 
Kreisvorsitzender des BN: "Es gibt offensichtlich kein Halten mehr. Es wird dazu kommen, 
dass Münchens letzter Quadratmeter zugebaut wird." Die Grünflächen und Äcker seien 
dringend nötig, ob für Natur, Klimaschutz, Erholung oder regionale Lebensmittel. 

Für artenschutzrechtlichen Ausgleich stehen kaum noch Flächen zur 
Verfügung

"Bevor ich über massives Wachstum nachdenke, brauche ich doch eine langfristig tragfähige 
Strategie. Die Politik hat aber keine", kritisiert Hierneis. Deshalb müsse die Stadt zum 
Beispiel aufhören, für sich zu werben. Hierneis fordert, keine einzige Grünfläche mehr zu 
bebauen, solange keine langfristige Strategie für die Stadt und die Region München vorliegt. 
Deshalb arbeitet er an einem Grundsatzpapier, um die Entwicklung in andere Bahnen 
zu lenken. 

"In Berlin ist die Bauwut aufgrund des hohen Zuzugs und der prosperierenden Wirtschaft 
noch stärker als in anderen Städten", sagt Jutta Sandkühler, Geschäftsführerin des Nabu 
Berlin. Reagiert werde mit der Bebauung der letzten innerstädtischen Brachen und der 
Entwicklung neuer Stadtquartiere auf der grünen Wiese. Inzwischen werden die letzten 
bebaubaren Landesflächen an die Wohnungsbaugesellschaften übertragen, für 
artenschutzrechtlichen Ausgleich stehen kaum noch Flächen zur Verfügung. Eine Folge der 
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Liegenschaftspolitik der Neunzigerjahre, in denen Berlin sein Tafelsilber verkaufte, um den 
defizitären Haushalt zu sanieren. 

Auch Sandkühler kritisiert die Stadtplanung, bei der Umweltbelange "einfach "vergessen" 
würden. Intensive Lobbyarbeit und die Kampagne "Immer Grün" der Berliner 
Naturschutzverbände 2016 haben zwar dazu geführt, dass der neue Senat im Koalitionsvertrag 
die Absicht verankert hat, wertvolle grüne Freiflächen über einen Stadtvertrag zu sichern. 
"Allein die Umsetzung fehlt", kritisiert Sandkühler. "Während für Wohnimmobilien 
Vorkaufsrechte ausgeübt werden, ist im neuen Doppelhaushalt kein Cent für die Sicherung 
der Freiflächen vorgesehen." Nicht einmal die explizite Absicht, wenigstens in ausgewählten 
Stadtquartieren den Naturschutz besonders zu integrieren, werde umgesetzt. Ein Beispiel 
dafür sei der ehemalige Güterbahnhof Köpenick. Die Zusage, hier vorhandene Biotope zu 
schützen, werde in der Planung schlicht ignoriert, so Sandkühler. Der Nabu Berlin will weiter 
den Finger in die Wunde legen. Auch in der Hauptstadt könnte bald abgestimmt werden: Die 
Naturschützer überlegen, ebenfalls eine Volksinitiative zum Erhalt des Berliner 
Grüns anzustrengen. 

zur Startseite 
Diskussion zu diesem Artikel auf: Rivva

Themen in diesem Artikel: 
Umweltschutz
Wohnungsnot
Immobilien

©SZ vom 07.07.2017 
Mehr zum Thema  
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Wohnungsbaupolitik Sozialer Sprengstoff
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"Die Stadt als Beute" im Kino Wenn Investoren dreckig lachen
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BFW-Präsident "Wir brauchen klare Regeln"
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Montag, 17. Juli 2017 14:22
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Widerspruch gegen ein geplantes Neubaugebiet südlich 

der Zonser Heide

Sehr geehrte Frau Juszczak, 

auch wir möchten gegen ein neues Neubaugebiet nördlich des Märchenviertels protestieren! 
Aus Gründen des Tierschutzes, 
um hier unter den diversen Vogelarten, welchen diesen Bereich sowie am Martinssee 
anzutreffen sind, nur einige wenige zu nennen 
Rotmilan, Schwarzmilan, Bekassine (stehen sämtlich auf der Roten Liste) 
sowie aus Gründen des Pflanzenschutzes
(in diesem Bereich sind etliche Pflanzen heimisch, die ausschließlich auf den sandigen Böden 
gedeihen und ebenfalls als besonders gefährdet aufgeführt werden, z.B. Heidenelke, 
Silbergras, Kornblume, alle auf der roten Liste) möchten wir darauf hinweisen, daß auch die 
Attraktivität der Zonser Heide als beliebtes Naherholungsgebiet hierunter leiden würde, wenn 
man bis an den Waldrand anbauen würde. Schließlich hat dieses im Rhein-Kreis-Neuss 
wesentlich unterschätzte Kleinod schon genügend Anbebauung ertragen 
müssen(Sportzentrum, Kleingärten, immer näher rückende Landwirtschaft, etc.) 
Eigentlich sollte ganz im Gegenteil doch stärker auf die Einhaltung, bzw Anlegung der 
sinnvollen Abstandsflächen geachtet werden, ggfls sogar einer Erweiterung der Heide, damit 
auch unsere Kinder und deren Kinder noch selbst erfahren können, wie sich nicht zugebaute 
und sich größtenteils selbst überlassene Natur anfühlen kann, ohne in andere Länder fahren zu 
müssen.
Soll Dormagen in vielleicht 10 oder 20 Jahren tatsächlich nur noch aus gesichtslosen 
Wohnsiedlungen bestehen wo auch das letzte bisschen Grün zubetoniert wurde? Und 
deswegen massiv an Attraktivität verlieren, nur weil man kurzfristig Gewinne erzielen will? 
Wieviele Bürger der nächsten oder übernächsten Generation werden dann wohl noch hier 
wohnen wollen?  

Mit freundlichen Grüßen, 
 

 













per e mail

An die Stadt Dormagen

Planungsamt

Matthias Giesen Straße 11

41540 Dormagen

Betrifft: FNP Einwendungen im Planungsgebiet Süd (Hackenbroich)

Sehr geehrte Damen und Herren, folgend Einwendung und Anregung zum FNP Vorentwurf
der Stadt Dormagen für den o. a. Bereich:

Fläche W 12. 2 Hackenbroich Raiffeisenstraße als neues Baugebiet ist aus besonderen
Naturschutzgründen abzulehnen weil eine Bebauung auf dieser Fläche das gesamte Areal
der „Sasser Schepp“ im südlichen Bereich durch neuen zusätzlichen „Anliegerverkehr“
massiv beeinträchtigen würde. Die jetzt infolge fehlender Bebauung einzigartige und sehr
ruhige, somit potenzielle Naturfläche kann nirgendwo anders ausgeglichen werden. Im
Gegenteil könnte die Grünfläche durch „sanfte Beweidung“ nicht nur ökologisch gestärkt
sondern auch für den Erholungswert gesteigert werden. Diese letzte einzigartige ehemals
„fließende Altstromschlinge“ des gesamten Stadtgebietes , nicht überwaldet und nicht
überbaut, gebildet vom Pletschbach (bzw. Altrheinarm) muss für die Zukunft frei von jeder
Bebauung erhalten bleiben. Hier kann die Stadtplanung ihre Ausgleichsbilanz
verwirklichen ohne andere landwirtschaftlich wertvollere Flächen dafür in Anspruch zu
nehmen. Dies gilt in der Fortsetzung für die gesamte, in der heimischen Natur noch
markant sich abzeichnende Pletschbachaue die zudem über EU Rahmenrichtlinien
besonders zu schützen ist. Zudem ist diese Freifläche zusätzlich noch als Pufferzone für den
nördlich davon gelegenen Pilgenbusch zu sehen und somit zusätzlich höherwertig
einzustufen.

Fläche W 12.8 Hackenbroich – Kruppstraße/angrenzend A 57 (und Randkanal und
Bayerwerk bzw. Ineos) diese Fläche kann aus vorgenannten Angrenzungen an
Chemiewerk, A 57 und vor allem an, den für laufende Tierarten tötlichen – Randkanal nicht
als Grünzug gelten und sollte als solcher auch nicht weiter verfolgt werden. Eigenversuche
haben vor circa 17 Jahren gezeigt, dass selbst vernunftbegabte Wesen (Menschen) diesem
Machwerk, sofern sie einmal unten landen, nicht mehr ohne weiteres entkommen
können. Diese Einschätzung betont gleichzeitig die höhere Dringlichkeit einer
stadtübergreifenden Biotopbrücke / Grünspange, siehe Schlussbemerkung.



Allgemein sehe ich die von der Stadt textlich geforderten Bemühungen die große
Biotopverbindung vom Gillbach herkommend über Knechtstedener Wald – Straberg
Nievenheimer Seegebiet – Zehntkaule – Wahler Berg – Zonser Heide bis zum Rhein und
darüber hinaus für die Zukunft zu sichern und herzurichten sehr positiv, gebe jedoch zu
bedenken, dass „den Worten – Taten folgen müssen“! Dazu gehört vor allen Dingen die
ausufernden , auch angeplanten Bebauungen in Richtung dieser Grünbrücke total
zurückzufahren und sich stattdessen auf Innenraumverdichtung durch eine Lockerung von
restriktiven Bauauflagen – so weit sinnvoll zu besinnen.

Mit freundlichem Gruß







 
Stadt Dormagen  
Frau Alexandra Juszczak 
Mathias-Giesen-Str. 11 
 
41540 Dormagen 
 
 
Dormagen, 19.07.2017 
 
 
Flächennutzungsplan (FNP) Dormagen 
Stadtteilwerkstatt – Planbezirk Süd – Hackenbroich 
W 12.2 Hackenbroich - Raiffeisenstraße 
 
 
Sehr geehrte Frau Juszczak, 
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hier erneuern wir unseren Einwand gegen die Bebauung des o.g. Areals! 
Text unseres ersten Briefes bleibt unverändert bestehen s. u.! 
 
„Unsere Erwägungen genau dieses Haus vor 3 Jahren zu kaufen war genau der Standort, nämlich die  
Nähe zur Natur mit Ruhe und einer Vielfalt der dort lebenden Tiere.   
 
Hier nur ein kleiner Auszug der dort angesiedelten Tiere: 
Nachtigallen, Eulen, Fledermäuse, zahlreiche Greifvögel, Bussarde, Füchse, Frösche, Gänse (nutzen 
die Ackerfläche als Zwischenstopp) etc. 
Ein ganz besonderer Bewohner dieser Fläche ist der Grünspecht, der Vogel des Jahres 2014.  
„Der Grünspecht findet überall dort ein Domizil, wo es alte Bäume zur Anlage von Höhlen und 
ausreichend Ameisen gibt – sei es in halboffenen Waldlandschaften, in Gärten und Parks oder auf 
städtischen Brachflächen (…). Doch die Fläche dieses Lebensraums ist dramatisch zurückgegangen.“ 
(https://www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/vogel-des-jahres/2014-
gruenspecht/weshalb.html) 
 
Unseres Erachtens wird der ökologische Aspekt in Ihrem Plan nicht ausreichend betrachtet.  
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Die freie Fläche ist z. Zt. eine Erweiterung des Landschaftsschutzgebietes „Sasser Schepp“   
im Einklang mit den Menschen!  Wie die Ackerfläche als auch die Grünfläche beweisen. Die 
Grünfläche bietet u.a. vielen einheimischen Kleintieren und Insekten Lebens- und Nahrungsraum! 
Für diverse Greifvögel ist die Freifläche ein ungestörtes Jagdgebiet, was immer wieder zu beobachten 
ist.  
 
Den Klang der Nachtigall, der Flug der Fledermäuse, die Stimmen und Gesänge der 
unterschiedlichsten Vogelarten und vieles mehr, dies alles würde durch den Bau einer weiteren 
Wohnsiedlung zerstört.   
Wir regen hiermit an, das Landschaftsschutzgebiet um die gekennzeichnete Fläche zu erweitern und 
von einer Umwandlung in ein Baugebiet Abstand zu nehmen.  
 
Wir haben uns bewusst gegen die Großstadt entschieden. Ein wichtiger Aspekt unserer Wahlheimat 
ist die Naherholung. Wir gehen jeden Tag mit unserem Hund, genau dort und im anliegenden 
Wäldchen spazieren, dabei genießen wir die Ruhe und erholen uns.   
Geben wir doch der Natur mehr Raum und für die Menschen ein Oase zur Erholung! 
 
Mit Skepsis beobachten wir schon den Bau der Großküche am Krankenhaus.  
 
Wir denken, dass in Dormagen Hackenbroich genügend Wohnraum vorhanden ist.  
Vielleicht sollte man bei der Überlegung – wo können wir neuen Wohnraum schaffen – einmal die 
alte Situation überdenken und ggfls. Investoren finden, die in der Lage sind die Bausünden der 
vergangenen Jahre zu verändern und dort (City) den angestrebten Wohnraum zu schaffen.  
Dort sind alle Anforderungen gegeben, da bereits komplett erschlossen. 
 
Ebenso möchten wir Bedenken  gegen die Erweiterungen des Gewerbegebietes aussprechen.  
Dormagen-Hackenbroich ist mit dem naheliegenden Chempark  und unserem Gewerbegebiet (nun 
auch mit Tankstelle)  ausreichend mit Gewerbefläche ausgestattet! Noch mehr Lärm und 
Umweltbelastung brauchen wir hier nicht.  
 
Die Freiflächen zwischen der K18 und dem Chempark nun auch noch mit Gewerbe zu belegen, wie  
will man den daraus resultierenden Lärm verhindern? 
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Haben wir nicht schon genug Lärm – Chempark, Autobahn? 
Von Erweiterung der Autobahn mal ganz abgesehen, es reicht so schon. 
 
Wir bitten um eine Eingangsbestätigung und darum, den vollständigen Text unserer Einwendungen 
den Ratsgremien der Gemeinde für ihre Stellungnahme zuzuleiten. Darüber hinaus beantragen wir 
Erörterung und Beantwortung unserer Stellungnahme im weiteren Verfahren sowie die Aufnahme 
unserer Bedenken in die Stellungnahme der Gemeinde.  
Wir halten uns offen, weitere Stellungnahmen einzureichen und im Laufe des Verfahrens ggf. neue 
Erkenntnisse oder Gutachten einzubringen.“ 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Juszczak, Alexandra

Von:
Gesendet: Donnerstag, 20. Juli 2017 06:08
An: Juszczak, Alexandra
Betreff: Geplanter Siedlungsbereich Zons,

Sehr geehrte Frau Juszczak,  

wir sind Eigentümer auf der  und haben über Nachbarn erfahren, 
dass geplant ist, am Naherholungsgebiet an der Zonser Heide ein neues Baugebiet zu erstellen.  
Aufgrund von Urlaubsabwesenheit können wir erst heute Einspruch gegen die geplante 
Erweiterung des Siedlungsbereiches an der Wilhelm-Busch-Straße einreichen. 

Wir lehnen so einen grundlegenden neuen Siedlungsbereich natürlich ab und fordern Sie auf, diesen 
neuen Siedlungsbereich aus nachfolgenden Angaben dringend zu überdenken: 

1. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir das Naherholungsgebiet in der Zonser Heide erhalten 
wollen.
2. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir weitere großflächige Bebauungen in der 
empfindlichen Kulturlandschaft um Zons nicht dulden wollen.  
3. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir eine weitere Zerschneidung bzw. Verbrauch der 
Landschaft auf den wertvollen Sandäckern der "Niederterrasse 3" in Zons und Stürzelberg vermeiden 
wollen.
4. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir weitere Störungen um die Zonser Heide vermeiden 
wollen (was ist mit dem Landschafts- und Naturschutzgebiet?) 
5. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir weitere zusätzliche Verkehrsbelästigungen ablehnen.
6. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir dann eine zu erwartende Umgehungsstraße im 
Westen von Zons vermeiden möchten.  
7. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir die offenen Ackerflächen zur Sicherung des 
Grundwassers und der Grundwasserneubildung nach der europäischen WRRL erhalten wollen.  
8. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir die Frischluftschneise und die Möglichkeit einer 
breiten Ost-West-Biotopvernetzung quer durch Dormagen zur Sicherung des Natur- und 
Artenschutzes und der Erholung als Ausgleichsflächen zu den umfangreichen Gewerbegebieten 
erhalten möchten. 
9. Wir lehnen eine weitere Bebauung ab, da wir als Anwohner an der Wilhelm-Busch-Straße das 
Gesamtbild der Zonser-Heide nicht zerstören möchten. 

All diese Gründe von uns und von anderen Nachbarn sollten Sie bitte beachten - hier geht es 
nicht nur um die Erhaltung der Zonser-Heide als Naturschutzgebiet und wunderbarem 
Erholungsgebiet, sondern auch um die Erhaltung des Gesamtanblickes der Stadt Zons.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 
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Stadtplanung

Neuaufstellung Flächennutzungsplan

Hier: Einwendungen



W 12.2 Die Fläche grenzt unmittelbar an das Landschaftsschutzgebiet Sasser Schepp.  
Hier liegt ein Biotopverbundraum mit besonderer Bedeutung vor (Stufe 2). 
Die Fläche dient sowohl dem Naturschutz, als auch der Naherholung. Eine 
Bebauung würde den Charakter der Landschaft sehr negativ verändern. 
Daher soll die Fläche von einer weiteren Überplanung ausgeschlossen 
werden. 

W 18.5 Sehr freie Interpretation des Begriffs der Arrondierung. Mit 11,2 ha ist der 
Flächenverbrauch erheblich. Die Lage im Altrheingebiet ist mit einer 
erheblichen Hochwassergefährdung verbunden. Die Inanspruchnahme von 
Ackerfläche diesen Umfangs ist mit einer Gefährdung der vorkommenden 
planungsrelevanten Ackervögel Feldlerche, Fasan, Rebhuhn und vereinzelt 
Kiebitz verbunden. Darüber hinaus sind Auswirkungen auf das Mikroklima 
und die Naherholungsfunktion der Fläche zu erwarten. 

W 31.2 Die Flächen in Gohr werden nur geringfügig nachgefragt. Vor diesem 
Hintergrund ist die Inanspruchnahme einer Obstwiese mit günstigem 
Lebensraumpotential für planungsrelevante Arten nicht zu vertreten. 

W 41.3 Sehr freie Interpretation des Begriffs der Arrondierung. Beim geplanten 
Gebietsgrundriss geht der Siedlungskörper über den Bestand hinaus. Dies 
würde in der Zukunft Anlass für weitere Arrondierungen geben. Auch ist der 
ökologische Wert der Grünlandflächen nicht zu unterschätzen. Die Fläche ist 
in ihren Grenzen an den Bestand anzupassen.  

W 41.4 Die Fläche stellt keine Arrondierung im engeren Sinne dar.  
W 41.8 Bei dieser Fläche wird als Orientierung für die Arrondierung nicht der 

Siedlungskörper zu Grunde gelegt, sondern dessen Ortsrandeingrünung. 
Hier liegt offenkundig eine Planung in den Freiraum vor. 

W 41.10 Die Fläche 41.10 orientiert sich in ihrer Ausdehnung an der Fehlplanung der 
Vergangenheit. Die Conrad-Schlaun-Straße verlässt ohne jeden 
Zusammenhang den Siedlungskörper von Nievenheim in Richtung Süden. 
Diese Fehlplanung der Vergangenheit  soll jetzt die Inanspruchnahme von 5,4 
ha Ackerfläche auf fruchtbarer Parabraunerde rechtfertigen. Agrarstrukturell 
wird die Bedeutung der Fläche als sehr hoch eingestuft. 

W 41.11 Die Inanspruchnahme dieser Fläche verändert nicht nur das Landschaftsbild 



vor Ort erheblich, es geht auch mit der Grünlandfläche ein wertvolles Biotop 
verloren, das Lebensraumpotential für planungsrelevante Arten hat. 

W 41.13 Die Fläche begründet sich durch die erhebliche Ausdehnung der Fläche W 
41.10. Da diese Fläche bereits abgelehnt wird, entfällt für die Fläche W 41.13 
die Argumentationsgrundlage. Die geplanten Flächen würden darüber hinaus 
das waldartige Feldgehölz am ehemaligen Wasserwerk 
(Landschaftsschutzgebiet) isolieren und seinen ökologischen Wert erheblich 
mindern. 

W 43.4 Die Fläche stellt keine Arrondierung dar und ist daher abzulehnen. Das 
Gebiet ragt nach Norden weit über den bestehenden Siedlungskörper 
hinaus. 

W 43.5 Die Fläche stellt keine Arrondierung dar uns ist daher abzulehnen. Das 
Gebiet ragt nach Süden weit über den bestehenden Siedlungskörper hinaus. 
Hier sollen 13,3 ha Freiraum überbaut werden. 

W 51.1 Die Fläche nimmt erhebliche Freiraumflächen in Anspruch. Die Nähe zum 
NSG Zonser Heide verlangt die Einhaltung von Abstandsflächen. Die Fläche 
schließt an das Märchenviertel an, dessen Planung sich an der Ausdehnung 
der Bebauung an der Aldenhovenstraße orientiert hat. Dieser 
Gebäudebestand hat keine Anbindung an den Siedlungskörper und ragt nach 
Westen aus dem Siedlungskern heraus. Diese Ansammlung von 
Einzelhäusern stellte keine hinreichende Grundlage für eine Arrondierung 
dar. Eine weitere Arrondierung bis an das NSG ist abzulehnen. 

W 51.5 Die Fläche stellt keine Arrondierung dar uns ist daher abzulehnen. Das 
Gebiet ragt nach Norden weit über den bestehenden Siedlungskörper 
hinaus. 

W 12.15 
W 12.16 
W 21.2 
W 41.15 

Die Aufgabe der Planungen für diese Flächen wird begrüßt. 

G 12.11 Die Inanspruchnahme dieser Fläche ist mit einem erheblichen 
Flächenverbrauch verbunden. Im Plangebiet liegt neben Ausgleichsflächen 
mit dem Kiefernwäldchen ein geschützter Landschaftsbestandteil, der nicht 
überplant werden darf 

G12.12 Mit dieser Fläche wird Freiraum in erheblichem Umfang in Anspruch 
genommen. Würde diese Fläche ebenfalls mit überplant, würde das oben 
genannte Kiefernwäldchen isoliert und in seinem ökologischen Wert 
gemindert. 










































